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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Kleindinst: 


Der Bundestag hat den Entwurf eines Gesetzes 
über die Personalvertretun-gen in den öffentlichen 
Verwaltungen und Betrieben, das Personalvertre- 
tungsgesetz — Drucksache 160 (neu) - mit Be- 
schluß vom 19. März 1954 den Ausschüssen für 
Arbeit und für Beamtenrecht überwiesen. Der 
gleiche Gesetzentwurf war bereits dem 1. Bundes- 
tag zugegangen und einem Unterausschuß aus den 
erwähnten Ausschüssen zur Beratung überwiesen 
worden. Infolge der Belastung mit anderen wichti- 
gen Gesetzentwürfen war der Unterausschuß vor 
der Auflösung des Bundestages nicht mehr zur Be- 
arbeitung des Gesetzentwurfes gekommen. Die 
beiden Ausschüsse haben im Sinne des Überwei- 
sungsbeschlusses wieder einen Unterausschuß von 
29 Mitgliedern gebildet, der am 4. Mai 1954 die Be- 
ratung des Gestzentwurfs aufgenommen und 
in zwei Lesungen durchgeführt hat. 

Der Ausschuß hat die Vertreter der kommunalen 
Spitzenverbände, der Religionsgesellschaften und 
der Spitzenorganisationen der Gewerkschaften, 
welchen die öffentlichen Bediensteten angehören, 
über ihre Stellungnahme zu dem Gesetzentwurf 
gehört. Die Bundesministerien haben ihm Über- 
sichten über den gegenwärtigen Aufbau ihrer Ver- 
waltungen vorgeleigt. Endlich hat der Ausschuß die 
ihm unterbreiteten Denkschriften, Vorschläge und 
Eingaben zu dem Gesetzentwurf bei seinen Be- 
ratungen gewürdigt. Der Ausschuß ist jedoch nicht 
in allen Fragen zu einer einheitlichen Stellung- 
nahme zu dem Gesetzentwurf gekommen. 

Für die Änderungen, die die große Mehrheit des 
Ausschusses an dem Gesetzentwurf vorgenommen 
hat, waren folgende Gründe maßgebend. Sie wollte 
die Vorschriften des Betriebsverfassungsgesetzes 
vom 11. Oktober 1952 (BGBl. I S. 681) soweit über- 
nehmen, als es ihr mit dem Öffentlichen Dienst 
vereinbar erschien. Sie legte weiter darauf Wert, 
das Länderrecht nach 1945 für die Personalvertre- 
tung mit der hervorgehobenen Maßgabe nach Mög- 


lichkeit zu berücksichtigen. Außerdem kam es ihr 
darauf an, die von den Betriebsräten seit 1945 aus- 
geübten Befugnisse zu erhalten, soweit sie sich mit 
den hervorgehobenen Grundsätzen in Überein- 
stimmung befinden. Sie wollte jedoch eine Er- 
schwerung des öffentlichen Dienstes durch das Ge- 
setz vermeiden. Ferner war sie der Anschauung, 
daß ihre Beschlüsse die verfassungsmäßige Ver- 
antwortung der Bundesregierung nicht in Frage 
stellen. Die Minderheit des Ausschusses ging davon 
aus, daß der Gesetzentwurf zu der Ordnung des 
öffentlichen Dienstes beitrage und deshalb Ver- 
waltungsrecht schaffe, sich nicht nach arbeitsrecht- 
lichen Gesichtspunkten richten könne und den 
Grundsätzen des Verfassungs- und Verwalt unge- 
rechtes mehr Rechnung tragen müsse. Insbesondere 
war sie der Überzeugung, daß die verfassungs- 
mäß'ge politische Verantwortung für den Öffent- 
lichen Dienst eine Teilung hoheitlicher Maßnahmen 
zwischen Bundes- und Länderministern und den 
Personalvertretungen und zwischen den gemeind- 
lichen Verwaltungen und den Personalvertretun- 
gen nicht zulasse, und daß ebensowenig eine Tei- 
lung der Kontrolle der Verwaltung in bezug auf 
diese Maßnahmen und eine Teilung der Geltend- 
machung der politischen Verantwortung zwischen 
Volksvertretung, Gemeindevertretung und Perso- 
nalvertretung möglich sei. Dagegen hat die Minder- 
heit der Mitwirkung und Mitbestimmung der Per- 
sonalvertretung bei den übrigen Aufgaben, insbe- 
sondere bei jenen sozialer Art, wie die Mehrheit, 
zugestimmt. Diese Stellungnahmen waren für die 
verschiedene Haltung der großen Mehrheit und der 
Minderheit zu wichtigen Vorschriften maßgebend. 

Der Ausschuß hat nach dem Abschluß der Beratun- 
gen einen Redaktionsausschuß bestellt, der um einen 
systematisch richtigen Aufbau der veränderten 
Vorschriften, um eine einheitliche und einfache Ge- 
setzessprache und um die Richtigkeit der Ver- 
weisungen bemüht gewesen ist. Soweit er rein 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20 Telefon 3551 



sprachliche Änderungen an Vorschriften vorge- 
schlagen hat, die von der Fassung entsprechender 
Vorschriften anderer Gesetze, insbesondere des 
Betriebsverfassungsgesetzes vom 11. Oktober 1951, 
abweichen, lassen sich aus ihnen für die Auslegung 
des Gesetzes keine Schlüsse ziehen. 


I. 

Die Frage nach der Notwendigkeit der 
Zustimmung des Bundesrates zu dem 
Gesetzentwurf 

In den Eingangsworten des Gesetzes, die die Not- 
wendigkeit der Zustimmung des Bundesrates zu 
ihm verneinen oder bejahen, hat sich der Ausschuß 
der Rechtsauffassung der Bundesregierung ange- 
schlossen, die die Zustimmung des Bundesrates 
nicht für notwendig hält. 


II. 

Die Vorschriften des Gesetzentwurfs 

Der Bericht muß von den Paragraphen der Vor- 
lage des Unterausschusses und des Gesetzentwurfs 
der Bundesregierung ausgehen. Es ist deshalb die 
Paragraphierung der Regierungsvorlage (RV) der der 
Ausschußvorlage in Klammern nachgestellt. 

ERSTER TEIL 

Personalvertretungen im Bundesdienst 
Erstes Kapitel 
Allgemeine Vorschriften 
Zu § 1 (§ 1 RV) 

Bei der Festlegung der Verwaltungen des Bun- 
des und der bundesunmittelbaren Körperschaften, 
Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechtes, 
der Betriebsverwaltungen und der Gerichte des 
Bundes, für die Personalvertretungen gebildet 
werden müssen, tritt der Gegensatz zu den Betrie- 
ben der freien Wirtschaft hervor, auf die das Be- 
triebsverfassungsgesetz Anwendung findet. Diese 
Betriebe und die Unternehmen mit mehreren Be- 
trieben sind nur örtlich oder regional bestimmt. 
Das Betriebsverfassungsgesetz sieht deshalb Be- 
triebsräte (§ 1 RV) vor und gestattet die Bildung 
von Gesamtbetriebsräten (§§ 46 ff. RV). Die öffent- 
lichen Verwaltungen und Betriebe des Bundes 
und die Bundesdisziplinargerichte sind durch den 
Aufbau der Verwaltungszweige und der erwähn- 
ten Gerichte bestimmt. Sie gliedern sich in einzel- 
nen Verwaltungszweigen in Außen- oder Unter- 
behörden, Mittelbehörden und obere und oberste 
Bundesbehörden so, daß das Gesetz diesem Aufbau 
von unten nach oben durch die Festlegung auch 


mehrstufiger Personalvertretungen Rechnung tra- 
gen muß (§§ 7, 74 — §§ 7, 75 RV — ). 

Der zweite Absatz ist wegen des selbständigen 
Inhaltes, daß die Aufgaben der Gewerkschaften 
und der Arbeitgebervereinigungen von diesem Ge- 
setz nicht berührt werden, in dem besonderen § 2 
hervorg eh ob en . 

Zu § 3 (§ 2 RV) 

Das Betriebsverfassungsgesetz erstreckt sich in 
persönlicher Hinsicht nur auf die beiden Gruppen 
der Arbeitnehmer, die Arbeiter und die Angestell- 
ten sowie die zu ihrer Berufsausbildung Beschäf- 
tigten, das Personalvertretungsgesetz «auf die drei 
Gruppen der Beamten, der Angestellten und Arbei- 
ter einschließlich der Lehrlinge und Anlernlinge. 
Die Rechtsverhältnisse der Beamten sind bekannt- 
lich von jenen der Angestellten und Arbeiter ver- 
schieden. Sie sind für die Beamten durch Gesetze, 
insbesondere durch das Bundesbeamtengesetz, die 
Besoldungsordnung und die Bundesdisziplinarord- 
nung, für die Angestellten und Arbeiter durch 
Tarifverträge bestimmt. 

Der Ausschuß hat die Richter der Bundesgerichte 
von der Geltung des Personalvertretungsgesetzes 
ausgenommen. Er hat damit einer wiederholten 
Vorstellung des Deutschen Richterbundes Rech- 
nung getragen. Die Vorschrift dient lediglich der 
Klarstellung. 

Nach Art. 98 GG ist die Rechtsstellung der 
Richter im Bunde und in den Ländern durch be- 
sondere Gesetze zu regeln. Die Richter sind nicht 
mehr Beamte im Sinne des früheren Beamten- 
rechtes. Bei der Anstellung und Beförderung der 
Bundesrichter wirkt der Richterwahlausschuß nach 
dem Richterwahlgesetz vom 25. August 1950 mit 
(BGBl. I S. 368). Richterwahlausschüsse bestehen in 
den Ländern Berlin, Bremen, Hamburg und Hessen. 
Das bereits in Vorbereitung stehende Richtergesetz 
wird die Vertretung der Richter gegenüber den 
Justizverwaltungen des Bundes und der Länder 
vorsehen. Der Ausschuß hat jedoch das Personal- 
vertretungsgesetz auf die Staatsanwälte als Beamte 
trotz ihrer beruflichen und institutioneilen Ver- 
bindung mit den Richtern erstreckt. Bedienstete 
bei den Gerichten im Sinne des Gesetzes sind dem- 
nach die Verwaltungsbeamten, die Angestellten 
und Arbeiter und bei den Staatsanwaltschaften die 
Staatsanwälte, die übrigen Verwaltungsbeamten 
und wieder die Angestellten und Arbeiter. 

Zu § 4 (§ 3 RV) 

Den Rechtscharakter der Bundesbeamten be- 
stimmt das Bundesbeamtengesetz vom 14. Juli 1953 
(BGBl. I S. 551); den Rechtscharakter der Länder- 
und Gemeindebeamten bestimmen die Beamten- 
gesetze der Länder. Die Fassung des § 4 (§ 3 RV) 
ist wegen der Feststellung der Zugehörigkeit zu 
der Gruppe der Beamten und wegen des Einflusses 
auf die Rahmen Vorschriften notwendig. 
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Zu §§ 5, 6 (§§ 4, 5 RV) 

Nach dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
sollte der Rechtscharakter der Bediensteten als 
Angestellte und Arbeiter durch den Arbeiitsvertrag 
bestimmt werden. Die Mehrheit des Ausschusses 
hat die §§ 5 und 6 (§§ 4 und 5 RV) nach dem § 5 
des Betriebsverfassungsgesetzes gestaltet, der ver- 
schreibt, daß für den Rechtscharakter des Ange- 
stellten und des Arbeiters die zu der Angestellten- 
versicherung oder zu der Invalidenversicherung 
verpflichtende Beschäftigung maßgebend ist. 

Die Zugehörigkeit eines Beamten z. Wv, zu einer 
Gruppe von Bediensteten kann sich ausschließlich 
mach diesen Vorschriften richten. 

Zu § 6 RV 

Die Mehrheit des Ausschusses hat den § 6 RV 
gestrichen, weil sie dem zuständigen Bundesmini- 
ster die gesetzliche Ermächtigung nicht geben 
wollte, die Zugehörigkeit von Bediensteten zu einer 
der Gruppen durch Rechtsverordnung zu regeln, be- 
sonders die Zugehörigkeit der Beamtendiensttuer 
der Bundesbahn zu der Gruppe der Beamten zu 
bestimmen. Die Zugehörigkeit der Bediensteten zu 
den Gruppen richtet sich nach den Vorschriften 
der § § 4 und 5. 

Zu § 7 (§ 7 RV) 

Die organisatorische und wirtschaftliche Einheit 
in der freien Wirtschaft, für die nach dem Betriebs- 
verfassungsgesetz ein Betriebsrat errichtet wird, 
ist der Betrieb (§§ 1 und 3 BetrVG). Die organisa- 
torische Einheit, für die im Öffentlichen Dienst ein 
Personalrat gebildet wird, ist die Dienststelle. 

Im Gegensatz zu dem § 7 RV stellt der Ausschuß- 
beschluß diese organisatorische Einheit für den 
ganzen Aufbau der Verwaltungszweige und für die 
Bundesgerichte klar. Dienststellen sind in der 
gegenüber dem Regierungsentwurf eingehenderen 
Fassung die einzelnen Behörden, Verwaltungs- 
stellen und Betriebe der Verwaltungen und die 
Gerichte. 

Dienststellen sind nach dem geltenden Recht die 
obersten Dienstbehörden, die Bundesministerien, 
die Hauptverwaltung der Deutschen Bundesbahn, 
die obersten Behörden der selbständigen bundes- 
unmittelbaren Körperschaften, Anstalten und Stif- 
tungen des öffentlichen Rechtes, so der Vorstand 
der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung. Bei den nicht selbständi- 
gen Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechtes ist die oberste Dienstbehörde 
das ihnen übergeordnete Bundesministerium. Diese 
Feststellung ergibt sich aus dem geltenden Recht. 
Für die Mittelbehörden enthält jedoch der § 7 
Abs. 2 eine besondere Festlegung, die der Klar- 
stellung dient. Mittel stelle im Sinne des Gesetzes 
ist die der obersten Dienstbehörde unmittelbar 
nachgeordnete Behörde, wenn ihr andere Dienst- 
stellen nachgeordnet sind. Solche Mittelstellen sind 
z. B. die Bundesbahndirektionen, die Oberpost- 


direktionen, die Wasser- und Schiffahrtsdirektio- 
nen, die Landesarbeitsämter der Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung. 
Als Mittelbehörden gelten deshalb die Behörden 
nicht, denen Unterbehörden nicht unterstehen, wie 
das Bundesamt für Verfassungsschutz, das Bundes- 
kriminalamt, das posttechnische und das fem- 
meldetechnische Zentralamt, die Bundesbaudirek- 
tion, das Bundesamt für Wasserbau. Auch Bundes- 
behörden unmittelbar unter den Bundesministerien, 
die nicht selbständige und lediglich aus verwal- 
tungstechnischen Gründen ausgegliederte Neben- 
stellen oder Ämter unter sich haben, wie die Bun- 
desmonopolverwaltung mit den Monopolämtern 
und Branntweinmonopolstellen, die Bundesanstal- 
ten für den Deutschen Wetterdienst und für Flug- 
sicherung mit den Nebenstellen, gelten nicht als 
Mittelbehörden. 

Bei den unteren Behörden der Bundesverwaltun- 
gen besteht eine große Mannigfaltigkeit. Deshalb 
hat der Ausschuß in § 7 Abs. 2 zwei Vorschriften 
vorgesehen. Die einer Mittelbehörde unmittelbar 
nachgeordnete Behörde bildet mit den ihr nach- 
geordneten Stellen eine Dienststelle. Deshalb ist 
das der Oberpostdirektion nachgeordnete Postamt 
mit den ihm unterstellten unselbständigen Zweig- 
postämtern eine Dienststelle. Sind aber die der 
Mittelbehörde unmittelbar nachgeordneten Behör- 
den nach Aufgabenbereich und Organisation selb- 
ständig, so sind sie selbst Dienststellen. Damit trifft 
das Gesetz eine Klarstellung, die der Regierungs- 
entwurf der obersten Dienststelle oder der Leitung 
der Betriebsverwaltung Vorbehalten wollte. 

Die Erklärung von Nebenstellen und Teilen von 
Dienststellen, die von diesen weit entfernt liegen, 
zu selbständigen Dienststellen überträgt der 
Absatz 3 den wahlberechtigten Bediensteten, die 
darüber geheim abstimmen. Der Regierungsent- 
wurf hatte in § 74 ein Recht des Personalrates auf 
Mitbestimmung vorgesehen; der Ausschuß hat die- 
sen § 74 wegen der eben berichteten anderen Rege- 
lung gestrichen. 

Bei gemeinsamen Dienststellen des Bundes und 
z. B. der Länder, wie es die Oberünanzdirektionen 
sind, gelten nur die im Bundesdienst Beschäftigten 
als zu dieser Bundesdienststelle gehörig. 

Dienststellen sind auch die Bundesgerichte. Die 
Bundesdisziplinargerichte bestehen aus den Bun- 
desdisziplinarkammern und dem Bundesdiszipli- 
narhof. 

In den Dienststellen werden Personalräte gebil- 
det (§ 12 Abs. 1 — § 12 Abs. 1 RV — ), bei den 
Mittelbehörden Bezirkspersonalräte (§§ 51 Abs. 1, 
74 — § 51 Abs. 1, 75 RV — ), bei den ober- 
sten Dienstbehörden Hauptpersonalräte (§51 Abs. 2 
— § 51 Abs. 2 RV — ); für Dienststellen mit als 
selbständig geltenden Neben- und Teilstellen (§ 7 
Abs. 3 — § 7 Abs. 3 RV — ) können Gesamtperso- 
nalräte errichtet werden (§ 53 RV). 

Zu § 8 (§ 8 RV) 

Die Vorschrift legt fest, daß der Leiter der Dienst- 
stelle, sein ständiger Vertreter und bei den ober- 
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sten Dienstbehörden vertretungsweise daneben 
auch der Leiter der Verwaltungsabteilung den 
Dienstherrn vertritt und deshalb für die Dienst- 
stelle handelt. Im Gesetz ist zwischen dem Leiter 
der Dienststelle und der Dienststelle selbst unter- 
schieden. Der Leiter der Dienststelle ist dem Per- 
sonalrat als Vertreter der Dienststelle bei der 
Wahrnehmung von Befugnissen und Pflichten und 
als Partner gegenübergestellt (z. B. §§ 8, 19, 26), die 
Dienststelle dagegen als Einrichtung des öffent- 
lichen Dienstes (z. B. §§ 21 Abs. 2, 55, 56 ff.). 

Zweites Kapitel 
Der Personalrat 
Erster Abschnitt 
Wahl und Zusammensetzung 

Für die Wahl der Personalvertretungen haben 
sich im Ausschuß die Grundsätze der Gruppenwahl 
und der Verhältniswahl durchgesetzt. Die Grup- 
penwahl ist durch das Vorhandensein der drei 
Gruppen der Beamten, der Angestellten und der 
Arbeiter bedingt, deren Rechtsverhältnisse sich un- 
terscheiden. In den einzelnen Verwaltungen und 
Betrieben weist auch das Stärkeverhältnis der drei 
Gruppen eine große Verschiedenheit auf. Nach der 
einmütigen Anschauung des Ausschusses soll für 
die Durchführung der Verhältniswahl das d’Hondt- 
sche Höchstzahlensystem maßgebend sein. 

Zu § 9 (§ 9 RV) 

Die Fassung des Abs. 1 stellt klar, daß alle Vor- 
aussetzungen der Wahlberechtigung am Wahltage 
gegeben sein müssen. 

Abs. 2 trägt dem Verbundensein des zu einer 
Dienststelle abgeordneten Bediensteten mit seiner 
Stammdienststelle Rechnung, die er kennt und 
deren Angehörige ihn kennen. Dieser Rücksicht 
wollte jedoch der Ausschuß mit einer Dauer von 
drei Monaten seit der Abordnung Rechnung tragen. 
Ein Bediensteter darf nur an einer Dienststelle 
sein Wahlrecht ausüben. 

Abs. 3 gibt auch Beamten im Vorbereitungsdienst 

und anderen Bediensteten in entsprechender Be- 
rufsausbildung das Wahlrecht, trägt aber dem Um- 
stand Rechnung, daß sie ihre Dienststelle wieder- 
holt wechseln müssen, weshalb auch sie nur bei 
einer Dienststelle, und zwar bei ihrer Stammbe- 
hörde, wahlberechtigt sein können. 

Zu § 10 (§ 10 RV) 

Als wählbar hat der Ausschuß auch die Bedien- 
steten erklärt, deren regelmäßige Arbeitszeit in 
der Woche achtzehn Stunden, also im Durchschnitt 
täglich drei Stunden beträgt. Dabei hat er u. a. an 
die Stundenhelfer der Postverwaltung im Brief- 
sortierdienst und an die Putzfrauen gedacht. 

Zu §§ 12, 13, (§§ 12, 13 RV) 

§ 12 ist dem § 9 des Betriebsverfassungsgesetzes 
angepaßt. 


§ 13 mußte gegenüber dem § 10 des Betriebsver- 
fassungsgesetzes das Vorhandensein von drei 
Gruppen von Bediensteten im öffentlichen Dienst 
berücksichtigen. Der Abs. 4 verstärkt ziffernmäßig 
den- Personalrat von drei Mitgliedern auf vier, 
wenn eine Gruppe mindestens ebensoviele Bedien- 
stete zählt wie die beiden anderen Gruppen zu- 
sammen und spricht das vierte Mitglied der stärk- 
sten Gruppe zu. Diese Vorschrift dient gleichzeitig 
dem Schutz der Minderheiten und der Anerken- 
nung des Stimmengewichtes der stärksten Gruppe. 

Zu § 14 

Der neue Abs. 2 hat eine Erfahrung besonders 
der Bundesbahn verwertet, in der der Übergang 
einzelner Bediensteter aus der Rechtsstellung des 
Arbeiters in die des Angestellten und aus beiden 
Rechtsstellungen in die des Beamten bestimmten 
Laufbahnen entspricht, dem Bediensteten, der die 
Zugehörigkeit zu einer Gruppe gewechselt hat, das 
Vertrauen der Angehörigen seiner bisherigen 
Gruppe jedoch erhält. Für diese Fälle ermöglicht 
es die neue Vorschrift, daß die Angehörigen der 
Arbeiter- oder der Angestelltengruppen einen aus 
ihr hervorgegangenen Angestellten oder Beamten 
wählen, der im Falle der Wahl insoweit als Ange- 
höriger der Gruppe gilt, die ihn gewählt hat. 

Zu § 15 (§ 15 RV) 

Die Vorschriften des § 15 sind dem § 13 des Be- 
triebsverfassungsgesetzes nachgebildet. 

In dem zweiten Absatz hat der Ausschuß dem 
zweiten Satz die bestimmte Fassung gegeben, die 
der entsprechenden Vorschrift des Betriebsverfas- 
sungsgesetzes fehlt, so daß in ihr der Wille des 
Gesetzgebers nicht klar zum Ausdruck kommt. Die 
dadurch hervorgerufenen Meinungsverschiedenhei- 
ten, die auch das Bundesarbeitsgericht befaßt ha- 
ben, sollen bei der Anwendung des Personalver- 
tretungsgesetzes vermieden werden. Der Beschluß 
der wahlberechtigten Angehörigen jeder Gruppe 
über die gemeinsame Wahl, die vor der Neuwahl 
in getrennten, geheimen Abstimmungen vor sich 
gehen muß, bedarf der Mehrheit der Stimmen aller 
Wahlberechtigten jeder Gruppe. 

Zu §§ 17 bis 20 (§§ 17 bis 20 RV) 

Die Wahrnehmung der Pflichten zu der Einbe- 
rufung der Personalversammlung und zu der Be- 
stellung des auf regelmäßige Weise nicht zustande 
gekommenen Personalrates überträgt das Gesetz 
dem Leiter der Dienststelle. 

Zu § 22 (§ 21 RV) 

Die Mehrheit des Ausschusses hat die Zuständig- 
keit des Arbeitsgerichtes mit besonderer Fachkam- 
mer beschlossen. Das Gericht entscheidet auf An- 
trag im Beschlußverfahren. Nach dem Regierungs- 
entwurf, den auch die Minderheit vertreten hat, 
hätte die Anfechtung der Wahl durch Klage bei 
dem Verwaltungsgericht geltend gemacht werden 
sollen. 
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Über die Gründe der Mehrheit und der Min- 
derheit für die Zuständigkeit des Arbeitsgerichtes 
oder des Verwaltungsgerichtes wird zweckmäßig 
nicht bei dieser einzelnen Vorschrift, sondern 
zusammenfassend zu den §§ 76, 77 (§§ 77, 78 RV) 
berichtet, die die Zuständigkeit des Arbeitsgerichtes 
behandeln. 

Zu § 23 (§ 22 RV) 

Aus der Fassung des § 23 ergibt sich, daß die 
Vertreter der nicht ständig beschäftigten Bedienste- 
ten kein eigenes Organ mit besonderen Befugnis- 
sen bilden; sie sind auch nur für die Zeit der vor- 
übergehenden Beschäftigung der unständigen Be- 
diensteten gewählt. 

Die Jugendvertretung ist dagegen eine dauernde 
Einrichtung; sie ist aber nicht ein besonderes Or- 
gan mit öffentlichen Befugnissen und Aufgaben. 

Für den Charakter der Vertreter der nicht stän- 
dig beschäftigten Bediensteten und der Jugend- 
vertretung ist die Vorschrift des § 39 (§ 38 RV) 
maßgebend. Die Vertreter der nicht ständig Be- 
schäftigten wie die Jugendvertretung nehmen an 
der Verhandlung von Fragen, die die Interessen 
der von ihnen vertretenen Sondergruppen wesent- 
lich berühren, nur beratend teil. Sie können also 
nur die besonderen Interessen der Angehörigen 
ihrer Sondergruppen geltend machen, Vorschläge 
anbringen und den Personalrat beraten. 

Zweiter Abschnitt 
Amtszeit 

Zu § 25 (§ 24 RV) 

Die Vorschrift des ersten Absatzes nach dem 
Buchstaben b macht die Neuwahl des Personal- 
rates davon abhängig, daß die Gesamtzahl seiner 
Mitglieder um mehr als ein Viertel der vor- 
geschriebenen Zahl gesunken ist, also auf weniger 
als drei Viertel der Mitglieder. Nach dem Regie- 
rungsentwurf wäre, wie nach § 22 Abs. 1 Buch- 
stabe b des BetrVG, die Neuwahl bereits notwen- 
dig gewesen, wenn die Gesamtzahl der Mitglieder 
des Personalrates sich unter die vorgeschriebene 
Zahl der Mitglieder verringert hätte. Dadurch 
würde eine kleine Minderheit in die rechtliche 
Möglichkeit gekommen sein, durch die Zurückzie- 
hung ihrer Mitglieder und der Ersatzmitglieder 
den Personalrat handlungsunfähig zu machen und 
eine Neuwahl zu erzwingen. Dieser Möglichkeit 
baut die neue Fassung vor. 

Nach dem Regierungsentwurf führt der Perso- 
nalrat, soweit er nicht gerichtlich aufgelöst ist, bis 
nach der Wahl des neuen Personalrates die „lau- 
fenden“ Geschäfte weiter. Der Ausschuß hat das 
Wort „laufenden“ gestrichen, um klarzustellen, daß 
der Personalrat bis zu der Neuwahl seine voll- 
ständigen Befugnisse wahrnehmen kann und alle 
seine gesetzlichen Pflichten erfüllen muß. 

Zu § 26 (§ 25 RV) 

Die Mehrheit des Ausschusses hat den Aus- 
schluß eines Mitgliedes aus dem Personalrat und 


die Auflösung des Personalrates dem Arbeits- 
gericht übertragen. Der Regierungsentwurf hatte 
die Zuständigkeit des Verwaltungsgerichtes vor- 
gesehen, die auch die Minderheit vertreten hat. 
Das „Beschließen“ der beiden Maßnahmen hängt 
mit dem Beschlußverfahren des Arbeitsgerichtes 
zusammen. 

Zu § 28 (§ 27 RV) 

Der Regierungsentwurf sah das Ruhen der Mit- 
gliedschaft eines Beamten im Personalrat vor, 
wenn ein förmliches Disziplinarverfahren schwebt. 
Der Ausschuß hat das Ruhen der Mitgliedschaft 
auf den ernsteren Fall der vorläufigen Dienstent- 
hebung des Beamten eingeengt (§78 der Bundes- 
disziplinarordnung vom 28. November 1952 in der 
Fassung der durch das Bundesbeamtengesetz 
bedingten Änderungsverordnung vom 31. August 
1953 — BGBl. I S. 1310 — ). Diese Voraussetzung 
trifft auch Beamte auf Widerruf und auf Probe, 
gegen die zwar ein förmliches Disziplinarverfahren 
nicht stattfindet, gegen die aber ein Untersuchungs- 
verfahren und die vorläufige Enthebung vom Dienste 
möglich ist (§ 107 der Bundesdisziplinarordnung). 

Zu § 29 (§ 28 RV) 

Im Abs. 3 hat der Ausschuß im Gegensatz zu 
dem Entwurf der Bundesregierung den Buch- 
staben c des § 25 gestrichen und den Buchstaben d 
bestehen lassen. Bei dem Rücktritt des Personal- 
rates soll das Organ für die Übergangszeit (§§ 24, 
25) durch den etwa erforderlichen Eintritt 
der Ersatzmitglieder in Wirksamkeit bleiben, nicht 
aber in dem Falle der Auflösung des Personal- 
rates infolge gerichtlicher Entscheidung. 


Dritter Abschnitt 
Geschäftsführung 

Zu §§ 31 und 32 (§§ 30 und 31 RV) 

Die Vorschrift des § 30 weicht von § 27 des Be- 
triebsverfassungsgesetzes ab, weil im Personalrat 
drei Gruppen vertreten sein können. 

Der Personalrat bildet aus seiner Mitte den 
Vorstand, dem ein Mitglied jeder im Personalrat 
vertretenen Gruppe angehören muß. Die Grup- 
pen wählen das auf sie entfallende Vorstandsmit- 
glied. Diese von den Gruppen gewählten Mitglie- 
der sind Vertreter ihrer Gruppe im Vorstand, üben 
aber eine gemeinsame Aufgabe aus. 

Der Vorstand erfährt eine Erweiterung um zwei 
Mitglieder des Personalrates, wenn dieser elf oder 
mehr Mitglieder hat. 

Zu § 35 (§ 34 RV) 

Nach dem Regierungsentwurf sollte der Perso- 
nalrat von Fall zu Fall die Teilnahme je eines 
Beauftragten der unter den Mitgliedern des Per- 
sonalrates vertretenen Gewerkschaften mit bera- 
tender Stimme beschließen können. Der Ausschuß 
hat die Vorschrift nach dem § 31 des Betriebs- 
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Verfassungsgesetzes gestaltet, so daß der Personal- 
rat auf Antrag von einem Viertel der Mitglieder 
von Fall zu Fall je einen Beauftragten der im Per- 
sonalrat vertretenen Gewerkschaften einladen 
muß. Er wollte damit einer Minderheit Rechnung 
tragen. Die Minderheit des Ausschusses hat gegen 
die Übernahme dieser Vorschrift aus dem Be- 
triebsverfassungsgesetz das Bedenken erhoben, 
daß bei der Besonderheit des öffentlichen Dienstes 
die Einladung von Vertretern der Gewerkschaften 
durch eine Minderheit bestimmt und nicht von 
der Mehrheit des Personalrates beschlossen wer- 
den soll. 

Zu §§ 37, 38 (§ 36 RV) 

Nach dem Regierungsentwurf sollten die gemein- 
samen Angelegenheiten der Beamten, Angestellten 
und Arbeiter von der Personalvertretung gemein- 
sam beraten und beschlossen werden. Über die 
Angelegenheiten, die lediglich die Angehörigen 
einer Gruppe betreffen, sollten nur die Gruppen- 
vertreter im Personalrat eine Gruppenentscheidung 
herbeiführen. Die Mehrheit des Ausschusses hat 
die Vorschriften der §§ 32 Abs. 1, 34 des Be- 
triebsverfassungsgesetzes teilweise übernommen. 
Danach werden alle Angelegenheiten, auch die be- 
sonderen Gruppenangelegenheiten, nur gemeinsam 
behandelt und beschlossen. Die Beschlußfassung 
ist aber in Abweichung von dem Betriebsverfas- 
sungsgesetz zweifach eingeengt. Bei Angelegen- 
heiten, die lediglich die Angehörigen einer Gruppe 
betreffen, kann der Personalrat einen Beschluß 
nicht gegen die Mehrheit der Stimmen der an- 
wesenden Gruppenvertreter fassen. Diese Mehrheit 
der anwesenden Gruppenvertreter hat demnach ein 
Veto, so daß eine Beschlußfassung nicht zustande 
kommt. 

Wenn weiterhin die Mehrheit der Vertreter einer 
Gruppe den Beschluß des Personalrates als eine 
erhebliche Beeinträchtigung wichtiger Interessen 
der durch sie vertretenen Bediensteten erachtet, so 
muß nach dem erwähnten Vorbild des Betriebs- 
verfassungsgesetzes der Beschluß auf die Dauer 
von einer Woche zum Versuch einer Verständigung 
ausgesetzt werden. Nach Ablauf der Woche muß 
die Angelegenheit neu beschlossen werden. Ist eine 
Verständigung nicht erzielt worden, so kann der 
erste Beschluß bestätigt werden. 

Gegen diese Regelung hat die Minderheit Ein- 
wendungen zugunsten des Regierungsentwurfs er- 
hoben. Bei der Annahme der Gruppenwahl und 
der Vertretung der Gruppen im Personalrat sei 
die Zulassung der Gruppenentscheidung lediglich 
über die nur ihre Angehörigen betreffenden be- 
sonderen Angelegenheiten die einfache Folgerung. 
Sie sei um so notwendiger, als die Angehörigen 
der Gruppen unter verschiedenem Recht stehen 
und besonders in den Betriebsverwaltungen unter 
oft sehr verschiedenen Voraussetzungen tätig sind. 
Die von der Mehrheit beschlossene Regelung führt 


zu komplizierten Verfahren, bleibt im Falle des 
Vetos ergebnislos und führt im anderen Falle zu 
einem Hinweggehen über wichtige Interessen einer 
Minderheit. Die gemeinsame Beratung und Be- 
schlußfassung über die gemeinsamen Angelegen- 
heiten hat auch die Minderheit für selbstverständ- 
lich angesehen. 

Zu § 39 (§ 38 RV) 

Diese Vorschrift steht im Zusammenhang mit 
der des § 23 und ist bereits mit ihm behandelt 
worden. 

Zu § 44 (§ 43 RV) 

Der Entwurf der Bundesregierung sah die Vor- 
schrift vor, daß die Dienststelle die durch die Tätig- 
keit des Personalrates notwendigen Kosten 
trägt. Über die Notwendigkeit der Kosten sollte 
nach § 77 Nr. 2 das Verwaltungsgericht im Streit- 
fälle entscheiden. Die Mehrheit des Ausschusses hat 
die Einschränkung der Übernahme der Kosten auf 
die notwendigen Kosten und demgemäß die Mög- 
lichkeit der gerichtlichen Austragung einer Strei- 
tigkeit gestrichen. Sie hat sich darauf berufen, daß 
die gleiche Regelung in § 39 des Betriebsverfas- 
sungsgesetzes enthalten ist und daß nur Kosten 
geltend gemacht werden, die der Personalrat ver- 
nünftigerweise für notwendig erachtet. Deshalb ist 
in § 76 Buchstabe c die Entscheidung des Gerichtes 
auf die Zuständigkeit und die Geschäftsführung 
einschließlich der Kosten der Personalvertretung 
ausgedehnt worden. 

Nach der Fassung des Abs. 2 ist nicht nur der 
sächliche, sondern der gesamte Geschäftsbedarf zur 
Verfügung zu stellen. Diese Änderung erschien aus 
haushaltsrechtlichen Gründen notwendig. 


Drittes Kapitel 
Personalversammlung 
Zu § 50 (§ 49 RV) 

Der Regierungsentwurf wollte es dem Beschluß 
des Personalrates anheimstellen, zu den Personal- 
versammlungen je einen Beauftragten der unter 
den Mitgliedern des Personalrates vertretenen 
Gewerkschaften und den Vertreter einer Arbeit- 
gebervereinigung einzuladen, der der Dienststelle 
angehört. 

Die Mehrheit des Ausschusses beschloß nach dem 
Vorbild des § 45 des Betriebverfassungsgesetzes, 
den Beauftragten der im Betrieb vertretenen 
Gewerkschaften ein gesetzliches Recht zur beraten- 
den Teilnahme an den Personalversammlungen 
einzuräumen und dem Leiter der Dienststelle im 
Falle seines Erscheinens die Befugnis zu geben, 
einen Beauftragten der Arbeitgebervereinigung der 
Dienststelle hinzuzuziehen. Die Minderheit wollte 
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bei der Besonderheit des öffentlichen Dienstes die 
Einladung dieser Vertreter dem Beschluß des Per- 
sonalrates überlassen. 


Viertes Kapitel 

Stufenvertretungen und Gesamtpersonalrat 

Die Vorschriften über die Stufenvertretungen 
und die Gesamtpersonalräte hat der Ausschuß 
systematisch umgestellt und auch dem Inhalt nach 
umgestaltet. Er hat die Vorschriften über die 
Stufenvertretungen als die wichtigen und gesetz- 
lich notwendigen Einrichtungen vor die Vorschrif- 
ten über die nur fakultativen Gesamtpersonalräte 
gestellt. 

Zu §§ 51 ff. (§§ 50 ff. RV) 

Auf den Zusammenhang des § 51 mit dem § 7 
hat der Bericht bereits in der Darlegung dieser 
Vorschrift aufmerksam gemacht. 

Die Bildung von Personalräten bei den einzelnen 
Dienststellen, von Bezirkspersonalräten bei den 
Mittelbehörden für Angelegenheiten, die im Bereich 
der ganzen Zuständigkeit der Mittelbehörden lie- 
gen, und von Gesamtpersonalräten bei den obersten 
Dienstbehörden für Aufgaben, die durch den 
gesamten Geschäftsbereich dieser obersten Behör- 
den gegeben sind, ist durch den Aufbau der 
Bundesverwaltung in mehreren Stufen bedingt. 
Der Bezirkspersonalrat für den Geschäftsbereich 
der Oberpostdirektion steht deshalb neben dem 
Personalrat dieser Mittelbehörde als Dienststelle, 
der Gesamtpersonalrat des Bundesministeriums 
für das Post- und Fernmeldewesen für die Ange- 
legenheiten im gesamten Geschäftsbereich im 
Bunde neben dem Personalrat dieses Bundes- 
ministeriums als Dienststelle. 

Die Wahlen zu den Bezirks- und Gesamtpersonal- 
räten sind unmittelbar. Die im Regierungsentwurf 
vorgeschlagene mittelbare Wahl führt zu einer Ver- 
engung des Grundsatzes der Personalvertretung, 
zu Doppelfunktionen und in einzelnen Fällen zu 
einer Kollision von Pflichten. Diese Nachteile 
schienen dem Ausschuß den Vorteil der Auslese 
durch mittelbare Wahl und der Vereinfachung und 
Verbilligung des mittelbaren Wahlvorganges 
aufzuwiegen. Deshalb gelten die Vorschriften für 
die Wahl des Personalrates für die Wahl der 
Stufenvertretungen entsprechend. Zwei von ihnen 
abweichende Sondervorschriften waren aus prak- 
tischen Gründen erforderlich. An Stelle der nicht 
möglichen Personalversammlung der Bediensteten 
des ganzen Geschäftsbereichs einer Mittelbehörde 
oder einer obersten Bundesbehörde übt der Leiter 
der Dienststelle, bei der die Stufenvertretung zu 
errichten ist, die Befugnis zur Bestellung des Wahl- 
vorstandes aus. Ferner führen bei gleichzeitiger 
Wahl der Personalräte und der Stufenvertretungen 
einer Verwaltung die bestehenden Wahlvorstände 
im Auftrag des Bezirks- oder Hauptwahlvorstandes 
die Wahlen der Stufenvertretungen durch. Kom- 
men jedoch die Wahlen für die Stufenvertretungen 


allein zur Durchführung, so bestellen die Leiter der 
Dienststellen die örtlichen Wahlvorstände für die 
Wahl der Stufenvertretungen, Auch für die Amts- 
zeit und die Geschäftsführung der Stufenvertretun- 
gen gelten die Vorschriften wie für die der Per- 
sonalräte. Die Vorschrift über die Reisekostenver- 
gütung der Mitglieder der Stufenvertretung dient 
der gleichen Behandlung der Bediensteten, die das 
gleiche Ehrenamt ausüben und in der Regel 
gemeinsam die Verkehrsmittel zu der Erfüllung 
ihrer Aufgaben benutzen, die aber ohne diese Vor- 
schrift je nach ihrer besoldungsrechtlichen oder 
tarifvertraglichen Stellung nur verschieden berück- 
sichtigt werden könnten. Die Vorschriften über die 
Errichtung der Stufenvertretungen sind zwingen- 
des Recht. 

Sind Nebenstellen und Teile von Dienststellen 
von den Bediensteten wegen weiter Entfernung 
von der Hauptstelle durch Beschluß zu selbstän- 
digen Dienststellen erklärt worden, so kann für die 
Haupt-, Neben- und Teilstellen ein Gesamt- 
personalrat neben den einzelnen Personalräten er- 
richtet werden. Die Errichtung des Gesamtper- 
sonalrates ^ist, wie hervorgehoben, fakultativ und 
erfordert einen Beschluß der einzelnen Personal- 
räte, und zwar der Dienststellen, in denen minde- 
stens 75 v. H. der Bediensteten beschäftigt sind. 

Fünftes Kapitel 

Mitwirkung und Mitbestimmung 

Erster Abschnitt 
Allgemeines 

Die allgemeinen Vorschriften über die Mitwir- 
kung und Mitbestimmung hat bereits der Regie- 
rungsentwurf dem Betriebsverfassungsgesetz teil- 
weise nachgebildet. Der Ausschuß hat sie diesem 
Gesetz weiter angeglichen. In den Grundzügen 
gehen sie bereits auf das Betriebsrätegesetz von 
1920 zurück. 

Zu § 55 (§ 55 RV) 

Der zweite Absatz legt fest, daß Maßnahmen des 
Arbeitskampfes nicht in die Befugnisse der Dienst- 
stellen und der Personalvertretungen, sondern in 
die der tarifmäßigen Parteien fallen. Dieser Grund- 
satz ist in § 49 Abs. 2 des Betriebsverfassungs- 
gesetzes niedergelegt und geht ebenfalls auf das 
Betriebsrätegesetz von 1920 zurück, das in § 66 
Nr. 6 bereits die Befugnisse der Betriebsvertre- 
tungen und der wirtschaftlichen Vereinigungen 
der Arbeitgeber und Arbeitnehmer in dieser Frage 
klar abgegrenzt hat. Der Grundsatz hat aber nur 
für die Vertretung der Angestellten und Arbeiter 
des öffentlichen Dienstes eine Bedeutung. Für die 
Beamten besteht der Grundsatz, daß ihnen ein 
Streikrecht nicht zusteht. Er gehört zu den stän- 
digen Grundsätzen des Beamtenrechtes und ist so 
allgemein anerkannt, daß der Gesetzgeber ihn in 
das Bundesbeamtengesetz von 1953 nicht aufnahm, 
weil er selbstverständlich geblieben ist. 
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Nach dem dritten Absatz sollen in die monat- 
lichen Besprechungen auch die Vorgänge des 
Dienstbetriebs einbezogen werden, welche die 
Bediensteten wesentlich berühren. Dabei werden 
nicht nur die gemeinsamen Belange der Dienst- 
stelle und der Bediensteten, sondern auch die der 
Bevölkerungskreise, für die die Dienststelle arbei- 
tet, in ihren Zusammenhängen hervortreten. 

Zu § 56 (§ 56 RV) 

Die Pflicht des Personalrates, gemeinsam mit der 
Dienststelle über die Behandlung der Bediensteten 
nach Recht und Billigkeit und unter Beachtung 
des Gleichheitsgrundsatzes zu wachen, ist bereits 
Recht nach dem Betriebsrätegesetz (§§ 78 Ziff. 2, 
81) gewesen, das auf das Betriebsverfassungs- 
gesetz in § 51 übergegangen ist. Damit ist der 
Rechtszusammenhang mit Art. 3 GG gegeben. 

Die Pflicht des Personalrates, sich für die Wah- 
rung der Vereinigungsfreiheit einzusetzen, steht 
in Zusammenhang mit dem Grundrecht der Ver- 
einigungsfreiheit in Art. 9 Abs. 3 GG und war 
ebenfalls im Betriebsrätegesetz enthalten (§ 6 
Ziff. 6). Sie umfaßt auch den Schutz der negati- 
ven Koalitionsfreiheit. 

Zu § 57 Abs. 1 Buchstabe b 

Neben den Verordnungen des Bundes sind noch 
die für den öffentlichen Dienst wichtigen Ver- 
waltungsanordnungen berücksichtigt, die die 
Dienststelle erläßt, bei der die Personalvertre- 
tung gebildet ist, oder die ihr übergeordnete Be- 
hörde oder die oberste Dienstbehörde. 

Das Verbot, in die Wahrnehmung der Aufgaben 
eine parteipolitische Betätigung hineinzutragen, ist 
eine aus dem Betriebsverfassungsgesetz (§ 51 
Satz 2) übernommene Vorschrift. 

Zu Abs. 2: Zu den Unterlagen, die dem Per- 
sonalrat auf Verlangen zur Durchführung seiner 
Aufgaben vorzulegen sind, gehören nicht die Perso- 
nalakten. Sie stehen unter dem Amtsgeheimnis 
(§ 90 BBG.) Der Beamte kann aber seine Zustim- 
mung geben, daß ein von ihm bestimmtes Mitglied 
seines Vertrauens in seine Personalakte Einsicht 
nimmt. Nur im Disziplinarverfahren steht dem 
Verteidiger das Recht auf Einsicht in die Akten 
und demnach auch in die Personalakten im glei- 
chen Umfang wie dem Beschuldigten zu (§ 30 e 
BDO). 

Zu Abs. 3: Auf die Anwesenheit eines Mit- 
gliedes der zuständigen Personalvertretung bei 
Prüfungen, die eine Dienststelle von den Be- 
diensteten ihres Bereichs abnimmt, hat die Mehr- 
heit des Ausschusses Gewicht gelegt, weil sie sich 
für die Prüflinge eine Beruhigung und eine Ver- 
stärkung ihrer Sicherheit von der Anwesenheit des 
ihnen bekannten Mitgliedes der Personalvertretung 
verspricht. Die Vorschrift schließt jedoch nach der 
Fassung, die ihr der Ausschuß gegeben hat, aus, daß 
bei den von einer Mittelbehörde oder einer obersten 
Bundesbehörde veranstalteten Prüfungen je ein 


Personalrat der Dienststellen anwesend sein soll, 
in der die zu prüfenden Bediensteten beschäftigt 
sind. 

Zu § 58 

Um die allgemeinen Aufgaben der Dienststelle 
und des Personalrates gegenüber den Bedienste- 
ten im Vorhinein zu erleichtern, soll die Dienst- 
stelle Verwaltungsanordnungen, die sie für die 
innerdienstlichen, sozialen oder persönlichen An- 
gelegenheiten der Bediensteten ihres Geschäftsbe- 
reiches erlassen will, dem Personalrat rechtzeitig 
im Entwurf mitteilen und mit ihm beraten. Der 
Ausschuß war jedoch der Meinung, daß ein Über- 
sehen dieser Sollvorschrift oder das Auftreten von 
Einwendungen gegen den Entwurf den Erlaß und 
die Geltung der Verwaltungsanordnung nicht ver- 
hindert. 

Zu § 59 Abs. 2 

Die Erstreckung des Kündigungsschutzes für die 

Mitglieder des Betriebsrates auf die Mitglieder 
des Personalrates, die im Arbeitsverhältnis stehen, 
ist notwendig, weil andernfalls eine Lücke im 
Recht bestanden hätte (§§ 13, 14 des Kündigungs- 
schutzgesetzes vom 10. August 1951 — BGBl. I 
S. 499 — ). 

Die Mitglieder des Personalrates sind auch ge- 
gen eine Versetzung und eine Abordnung ge- 
schützt, die wider ihren Willen erfolgt. Muß sie die 
Dienststelle aus wichtigen dienstlichen Gründen 
gegen den Willen des Mitgliedes vornehmen, so ist 
dies nur mit Zustimmung des Personalrates 
möglich. 

Diese Vorschrift gilt nach § 74 Abs. 4 auch für 
die Mitglieder der Stufenvertretungen und des 
Gesamtpersonalrates entsprechend. 

Zu § 60 (§ 59 RV) 

Die Vorschriften über die Schweigepflicht der 
Mitglieder des Personalrates, der Vertreter der 
vorübergehend beschäftigten Bediensteten, der 
Jugendvertreter (§ 23) und der Beauftragten von 
Gewerkschaften und Arbeitgebervereinigungen 
sind nach der Vorschrift des § 61 des Bundesbe- 
amtengesetzes gefaßt. Sie gelten für die Mitglieder 
der Stufenvertretungen und des Gesamtpersonal- 
rates entsprechend (§ 74 Abs. 4). 


Zweiter Abschnitt 

Formen und Durchführung der Beteiligung 

Der Abschnitt über das Ausmaß der Beteiligung 
der Personalvertretung an den Maßnahmen der 
Dienststellen, besonders in bezug auf die Personal- 
angelegenheiten und das Verfahren, hat durch die 
Mehrheit des Ausschusses die weitgehendste Um- 
gestaltung erfahren. Die Pflicht der Dienststelle 
lediglich zur Anhörung des Personalrates hat die 
Mehrheit des Ausschusses beseitigt, weil sie dem 
Grundsatz der Mitbestimmung nicht entspricht 
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und deshalb auch in dem Betriebsverfassungsge- 
setz gegenüber dem Betriebsrat nicht vorgesehen 
ist. Die Mitwirkung des Personalrates ist durch die 
Anrufung der höheren Dienststelle und der ent- 
sprechenden Stufenvertretung verstärkt. Für sie 
ist deshalb ein besonderes Verfahren entwickelt. 
Diese Mitwirkung ist für alle Personalangelegen- 
heiten der Beamten im Sinne des Gesetzes vor- 
geschrieben. Hinsichtlich der Personalangelegen- 
heiten der Angestellten und Arbeiter ist ein Mit- 
bestimmungsrecht des Personalrates festgelegt, 
aber auf die Geltendmachung von Einwendungen 
gegen einen Mißbrauch der Dienstgewalt abge- 
schwächt. 

Für eilige Maßnahmen ist dem Leiter der 
Dienststelle das Recht vorläufiger Regelung bis 
zur endgültigen Entscheidung überlassen. 

Zu §§ 61 bis 63 (§§ 60 bis 63 RV) 

Das Recht der Mitwirkung und der Mitbestim- 
mung hat der Ausschuß in Anlehnung an den Re- 
gierungsentwurf entwickelt und das Verfahren für 
die erschöpfende Geltendmachung dieser Rechte 
weiter geordnet. 

Sowohl bei der Ausübung des Rechtes auf Mit- 
wirkung wie des Rechtes auf Mitbestimmung ist 
dem Personalrat bei der fortdauernden Meinungs- 
verschiedenheit mit dem Leiter seiner Dienststelle 
der Antrag an die nächsthöhere Dienststelle mit 
einer Stufenvertretung ermöglicht. Diese Dienst- 
stelle muß die Angelegenheit mit der bei ihr ge- 
bildeten Stufenvertretung, dem Bezirks- oder dem 
Hauptpersonalrat, verhandeln. Bei Angelegenhei- 
ten der Mitwirkung trifft die nächsthöhere Dienst- 
stelle nach Beratung mit der bei ihr bestehenden 
Stufenvertretung selbst die Entscheidung (§ 61 
Nr. 4). Bei Angelegenheiten der Mitbestimmung 
ist dem Personalrat wie dem Leiter der Dienst- 
stelle der Dienstweg zu der übergeordneten Dienst- 
stelle mit einer Stufenvertretung erschlossen. 
Kommt jedoch bei der obersten Dienstbehörde eine 
Einigung mit dem Hauptpersonalrat nicht zustande, 
so ist die Entscheidung dem Minister entzogen und 
dem Bundespersonalausschuß übertragen. 

Die Verfahren sind mit der Setzung von Fristen 
und mit der Notwendigkeit schriftlicher und be- 
gründeter Entscheidungen wie regelrechte Verwal- 
tungsverfahren gestaltet. Eine Maßnahme der Mit- 
wirkung ist bei mangelnder Einigung bis zu der 
Entscheidung der angerufenen Dienststelle auszu- 
setzen, eine Maßnahme der Mitbestimmung kann 
ohne Einigung zwischen Dienststelle und Personal- 
vertretung nicht getroffen werden. Jedoch ist dem 
Leiter einer Dienststelle das Recht zu der vorläu- 
figen Regelung einer beabsichtigten Maßnahme bis 
zu der endgültigen Entscheidung gegeben, wenn 
diese Maßnahme einen Aufschub nicht duldet. Die- 
ses Recht zu vorläufigem Handeln gilt für Maß- 
nahmen der Mitwirkung wie der Mitbestimmung 
(§§ 61 Abs. 6 und 62 Abs. 6). 


Der in § 63 vorgesehene Bundespersonal- 

ausschuß ist eine dem Bundespersonalausschuß 
nach den §§ 95 bis 104 des Bundesbeamtengesetzes 
nachgebildete Einrichtung. Der Bundespersonal- 
ausschuß nach dem Personalvertretungsgesetz wird 
aus elf Mitgliedern bestehen, während der Aus- 
schuß auf Grund des Bundesbeamtengesetzes nur 
sieben ordentliche Mitglieder zählt. Vorsitzender 
beider Ausschüsse ist der Präsident des Bundes- 
rechnungshofes oder sein Stellvertreter, Beisitzer 
sind fünf Vertreter der Bundesverwaltung und der 
Bundesbediensteten. Die Vorschriften über die Be- 
rufung der Beisitzer, über die Dauer ihres Amtes, 
ihre Unabhängigkeit, über die Erstellung einer Ge- 
schäftsordnung, über das Verjähren bei der Ver- 
handlung, über die Beweiserhebung und die Amts- 
hilfe sind entweder den entsprechenden Vorschrif- 
ten des Bundesbeamtengesetzes nachgebildet oder 
die Vorschriften des Bundesbeamtengesetzes sind 
durch die Verweisungen für anwendbar erklärt 
(§ 63 der Ausschußvorlage; §§ 97 Abs. 2, 99, 101 
und 102 BBG). Dagegen besteht ein grundsätzlicher 
Unterschied zwischen den Aufgaben der beiden 
Ausschüsse. Der Bundespersonalausschuß nach dem 
Bundesbeamtengesetz erfüllt Aufgaben der Bun- 
despersonalverwaltung, der Ausschuß auf der 
Grundlage des Personalvertretungsgesetzes ist ein 
entscheidender und ein Schiedsausschuß für Rege- 
lungsstreitigkeiten zwischen obersten Bundesbehör- 
den und Hauptpersonalräten. Der erste Bundes- 
personalausschuß ist ein Verwaltungsausschuß und 
neben der Bundesregierung und den obersten Bun- 
desbehörden zu deren Unterstützung und Ent- 
lastung bestimmt; der zweite Bundespersonalaus- 
schuß steht entscheidend und schlichtend über den 
obersten Bundesbehörden. Dagegen haben sich die 
v erfassungsrechtlichen und verfassungspolitischen 
Bedenken der Minderheit des Auschusses gerichtet. 

Zu § 64 (§ 64 RV) 

Der Ausschuß hat die Vorschrift genauer und 
kürzer gefaßt. Die Beschränkung der Zulässigkeit 
der Dienstvereinbarungen auf die im Gesetz vor- 
gesehenen Fälle verhütet die Entstehung von Zwei- 
feln und Meinungsverschiedenheiten, die bei der 
Fassung der Regierungsvorlagen sich eingestellt 
hätten. 

Auch der Abs. 2, nach dem Dienstvereinbarun- 
gen für einen größeren Bereich den Dienstverein- 
barungen für einen kleineren Bereich vorgehen, 
dient der Klarheit und der Ordnung des Dienstes. 

Zu § 65 

Die Vorschrift, daß der Dienststelle der Vollzug 
auch der mit dem Personalrat gefaßten Beschlüsse, 
von besonderen Vereinbarungen abgesehen, ob- 
liegt, und daß dem Personalrat ein einseitiges Ein- 
greifen in den Dienstbetrieb nicht zusteht, hat 
wegen ihrer Bedeutung systematisch eine eigene 
Stellung erhalten. 
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Dritter Abschnitt 

Beteiligung an sozialen Angelegenheiten 
Zu § 66 (§ 65 KV) 

Die Regierungsvorlage sieht bei der Gewährung 
von Unterstützungen und sonstigen sozialen Zu- 
wendungen an Bedienstete eine Anhörung des 
Personalrates vor, wenn der Antragsteller zu- 
stimmt. Die Mehrheit des Ausschusses ist zunächst 
für die Mitwirkung des Personalrates eingetreten. 
Die Minderheit hat darauf aufmerksam gemacht, 
daß dabei alle Gründe sozialer Notstände vor dem 
gesamten Personalrat dargelegt werden müßten, 
die sich überwiegend aus der Nachwirkung der 
Katastrophe des Jahres 1945, aber auch aus fami- 
liären und gesundheitlichen Ursachen ergeben. 
Deshalb hat der Ausschuß die Mitwirkung auf den 
Vorstand des Personalrates und auf die viertel- 
jährliche Berichterstattung über die gewährten 
Unterstützungen an den Personalrat beschränkt. 
Die Beihilfen fallen nicht unter den Begriff „Unter- 
stützungen“. 

Zu §§ 66, 67 (§§ 67, 68 RV) 

Die Mitbestimmung des Personalrates bei der Re- 
gelung der sozialen Angelegenheiten hat eine ein- 
gehende Würdigung nach zwei Gesichtspunkten er- 
fahren. 

Bei der Festlegung des Beginnes und des Endes 
der täglichen Arbeitszeit und der Pausen und bei 
der Aufstellung des Urlaubsplanes sind in den 
Verwaltungen und in den Bundesgerichten auch 
die Interessen der Staatsbürger zu beachten. Der 
Leiter der Dienststelle hat dabei diese Interessen 
wahrzunehmen. In der Mitbestimmung des Per- 
sonalrates bei diesen Maßnahmen in der Verwal- 
tung und in den Bundesgerichten hat die Minder- 
heit eine Erschwerung des Dienstes gesehen. 

Außerdem ist es als unmöglich erschienen, daß 
der Personalrat die Festlegung der Arbeitszeit eines 
nicht voraussehbaren, unregelmäßigen und kurz- 
fristigen Dienstes mitbestimmen soll. Infolgedessen 
hat der Ausschuß in Abs. 2 die Mitbestimmung für 
die Gruppen von Bediensteten, die diese Dienste 
leisten, auf die Festsetzung von Grundsätzen für 
die Aufstellung der Dienstpläne beschränkt. Diese 
Grundsätze sollen aus der Erfahrung gewonnen 
werden. 

Zu § 68 

Die Bekämpfung von Unfall- und Gesundheits- 
gefahren hat der Ausschuß als eine der wichtigsten 
Aufgaben der Personalvertretungen betrachtet. Die 
Vorschrift steht in Zusammenhang mit § 66 Abs. 1 
Buchstaben c und f. 

Vierter Abschnitt 

Beteiligung an Personalangelegenheiten 

Die Beteiligung des Personalrates bei Personal- 
angelegenheiten hat die Mehrheit des Ausschusses 
weitgehend geändert. Sie hat deshalb die §§ 69, 70 
und 73 RV gestrichen, die §§ 70 und 71 nach dem 


Vorbild des Betriebsverfassungsgesetzes eingefügt 
und die Anhörung des Personalrates durch die Mit- 
wirkung und Mitbestimmung ersetzt. 

Zu §§ 70, 71 (§§ 70, 71 RV) 

Die Vorschrift des § 70 geht auf die §§ 60 ff. 
des Betriebsverfassungsgesetzes zurück. Die Mehr- 
heit hielt die Beteiligung der Personalvertretung 
bei allen Personalangelegenheiten für notwendig, 
um den Grundsatz der Mitbestimmung im öffent- 
lichen Dienst in der ihm angemessenen Weise zu 
verwirklichen. Die Beteiligung sei auch deshalb 
notwendig, weil viele Maßnahmen nicht durch die 
Bundesminister, sondern durch die Personalver- 
waltungen durchgeführt werden. Mit Rücksicht auf 
den öffentlichen Dienst ist die Beteiligung in § 70 
auf die Mitwirkung beschränkt. Die Minderheit 
machte geltend, daß es sich bei den Personalmaß- 
nahmen gegenüber den Beamten um staatliche 
Hoheitsakte auf gesetzlicher Grundlage handle. 
Eine gesetzliche Vorschrift, daß die Bundesmini- 
ster oder die Mittelbehörden unter ihrer Verant- 
wortung eine Verständigung mit dem Personalrat 
oder dem Hauptpersonalrat suchen müßten und 
erst nach dem Mißlingen der Verständigung ent- 
scheiden könnten, hielt sie für eine verfassungs- 
rechtlich und verfassungspolitisch bedenkliche Tei- 
lung und Einschränkung der politischen Verant- 
wortung der Bundesminister. Die politische Ver- 
antwortung kann den Bundesministern auch durch 
die Verständigung mit der Personalvertretung 
nicht abgenommen werden (Art. 65 Satz 2 GG). 
Die Geltendmachung der politischen Verantwor- 
tung ist aber das Recht des Bundestages mit den 
Mitteln der Geschäftsordnung bis zu der Ein- 
setzung eines Untersuchungsausschusses (Art. 44 
GG). Die Personalmaßnahmen gegenüber den Be- 
amten des höheren Dienstes entscheidet in der 
Regel der Bundesminister, gegenüber den Beam- 
ten des mittleren und gehobenen Dienstes die Mit- 
telbehörde unter seiner Verantwortung. Die wei- 
tere Beschränkung der Mitwirkung bei der Ein- 
stellung, Anstellung und Beförderung auf die Gel- 
tendmachung eines Amtsmißbrauches führt zu der 
Auseinandersetzung über mindestens zwei An- 
wärter auf Einstellung, Anstellung oder Beförde- 
rung. Über den Antrag auf Hinausschiebung der 
Altersgrenze entscheidet überdies noch die Bun- 
desregierung mit Zustimmung des Bundesperso- 
nalausschusses (§ 41 Abs. 2 BBG). 

Übereinstimmung bestand darüber, daß der Be- 
griff der Versetzung eines Beamten (Abs. 1 Buch- 
stabe a Nr. 2) nur auf den Wechsel der Dienst- 
stelle, nicht aber auf Änderungen der Verwendung 
innerhalb der gleichen Dienststelle anzuwenden ist. 

Über die Notwendigkeit der selbständigen frist- 
losen Entlassung eines Angestellten oder Arbei- 
ters durch die Dienststelle und der unverzüglichen 
Verständigung des Personalrates über diese im- 
mer wichtige Maßnahme der Personalverwaltung 
bestand im Ausschuß keine Meinungsverschieden- 
heit. Die Fassung der Vorschrift ergibt, daß die 
Verständigung des Personalrates und seine vor- 
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herige Mitwirkung keine Bedingung für die 
Rechtswirksamkeit der fristlosen Entlassung dar- 
stellt, gegen die ja ohnedies der Rechtsweg be- 
steht. 

Zu § 71 

Gegenüber den Personalangelegenheiten der 
Angestellten und Arbeiter ist die Beteiligung der 
Personalvertretung in das Recht der Mitwirkung 
(§ 70 Abs. 1 Buchstaben a und b) und in das Recht 
der Mitbestimmung (§ 71) abgestuft. Die Mitwir- 
kung ist bei der Weiterbeschäftigung über die Al- 
tersgrenze hinaus, bei der Versagung einer Neben- 
beschäftigung, bei der Beschränkung in der Wahl 
der Wohnung und bei der Kündigung gegeben. 
Bei den Einstellungen, Höhergruppierungen, Rück- 
gruppierungen, Versetzungen und Abordnungen 
besteht das Mitbestimmungsrecht. Die Zustim- 
mung kann die Personalvertretung nur verwei- 
gern, wenn sie bei diesen Maßnahmen einen Amts- 
mißbrauch beanstanden kann. Dann kann sie nach 
§ 62 die Entscheidung der übergeordneten Dienst- 
stelle anrufen, die über die Zustimmung der Stu- 
fenvertretung verhandeln muß. Kommt auch die 
oberste Dienstbehörde nicht zu einer Einigung, so 
kann diese oder die Personalvertretung die Ent- 
scheidung des Bundespersonalrates beantragen. 

Zu § 72 

Die Vorschrift behandelt die drei Gruppen von 
Bediensteten, die die §§ 69 bis 71 nicht erfassen. 
Zu der ersten Gruppe gehören die Bediensteten, 
die als Leiter von Dienststellen den Personalver- 
tretungen gegenüberstehen, mit ihnen zu beraten 
haben und für die Dienststelle handeln. Sie sind 
für die Personalvertretungen ihrer Dienststelle 
auch nicht wählbar. Ihnen stehen gleich ihre stän- 
digen Stellvertreter und die Bediensteten, die zu 
selbständigen Entscheidungen in Personalangele- 
genheiten der Dienststelle befugt sind (§§ 10 Abs. 3 
und 8). Die Beamten auf Zeit fallen unter diese 
Schutzvorschriften nur, wenn sie es selber bean- 
tragen. Die dritte Gruppe bilden die politischen 
Beamten, die der Bundespräsident auf Grund des 
5 36 BBG jederzeit in den einstweiligen Ruhe- 
stand versetzen kann, die Staatssekretäre, die Mi- 
nisterialdirektoren des Bundes, die Beamten des 
höheren Dienstes im auswärtigen Dienst von der 
Besoldungsgruppe A 1 a an aufwärts, der Präsi- 
dent und der Vizepräsident des Bundesamtes für 
Verfassungsschutz, der Bundespressechef und des- 
sen Vertreter und die Oberbundesanwälte. 

Zu § 73 (§§ 72, 73 RV) 

Diese Vorschrift ist aus systematischen Grün- 
den an das Ende dieses Abschnitts als § 73 gestellt. 

Zu § 74 RV 

Der Wegfall des § 74 ist durch § 7 Abs. 3 be- 
dingt, der vorsieht, daß über die Behandlung von 
Nebenstellen und entfernt liegenden Teilen von 
Dienststellen die wahlberechtigten Bediensteten 
selber in geheimer Abstimmung beschließen 
können. 


Sechstes Kapitel 

Zusammenarbeit mit Stufenvertretungen und 
Gesamtpersonalrat 

Zu § 74 (§ 75 RV) 

Die Vorschrift behandelt die Mitwirkung und 
Mitbestimmung der Stufen Vertretung, also des Be- 
zirkspersonalrates oder des Hauptpersonal rat es bei 
Angelegenheiten, in denen die Dienststelle nicht zu 
einer Entscheidung befugt ist, sei es, daß die Ent- 
scheidung überhaupt nicht bei ihr liegt oder daß 
die Angelegenheit wegen nicht erzielter Einigung 
der vargesetzten Dienststelle, also der Mittel- 
behörde oder der obersten Bundesbehörde, vorge- 
legt werden muß. Die Vorschrift ordnet das Ver- 
fahren zwischen dem Personalrat und den Stufen- 
vertretungen. Sie erklärt die Vorschriften des 
Fünften Kapitels über die Mitwirkung und Mit- 
bestimmung (§§ 55 bis 73) für geltend, und zwar 
nicht nur für die Befugnisse und Pflichten der 
Stufenvertretungen, sondern auch für die des Ge- 
samtpersonalrates. Auf die rechtlichen Zusammen- 
hänge des § 74 mit dem § 7 und besonders mit 
den §§ 61, 62 hat der Bericht bereits hinge- 
wiesen. 

Siebentes Kapitel 
Strafvorschriften 

Eine Berichterstattung ist nicht veranlaßt. 

Achtes Kapitel 
Gerichtliche Entscheidungen 
Zu §§ 76, 77 (§ 77 RV) 

Die Mehrheit des Ausschusses hat zu der Ent- 
scheidung von Streitigkeiten aus dem Personalver- 
tretungsgesetz nicht die von der Bundesregierung 
vorgesehenen Verwaltungsgerichte, sondern die 
Arbeitsgerichte für zuständig erklärt. Die Entschei- 
dungen müssen in Fachkammern mit je zwei ehren- 
amtlichen Beisitzern gefällt werden. Die Beisitzer 
müssen Bundesbedienstete sein. Unter den Bei- 
sitzern der Bediensteten muß sich je ein Beamter, 
ein Angestellter oder ein Arbeiter des öffentlichen 
Dienstes befinden. Besonderes Gewicht hat die 
Mehrheit des Ausschusses auf die entsprechende 
Anwendung der Vorschriften des Arbeitsgerichts- 
gesetzes über das Beschlußverfahren gelegt. 

Die Gründe der Mehrheit des Ausschusses für die 
Lösung sind folgende: 

Die Ländergesetze sehen für die Entscheidung 
der hier in Betracht kommenden Streitigkeiten die 
Arbeitsgerichte vor, auch soweit sie aus dem öffent- 
lichen Dienst hervorgehen. Bei den Arbeitsgerich- 
ten wirken die beteiligten Kreise an der Recht- 
sprechung mit. Für die Arbeitsgerichte ist die 
Untersuchungsmaxime maßgebend. Sie können im 
Beschluß verfahren einfach und schnell entscheiden. 
Bei der Festlegung der Zuständigkeit der Verwal- 
tungsgerichte bestünde die Gefahr auseinander- 
gehender Entscheidungen. Das Persona lvertretungs- 
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gesetz ist im wesentlichen ein arbeits- und sozial- 
rechtliches Gesetz. Die Zuständigkeit der Arbeits- 
gerichte ist deshalb zweckmäßig, weil sie auf 
Grund ihrer Erfahrungen imstande sind, lebens- 
nahe Entscheidungen zu treffen. 

Die Minderheit des Ausschusses hat für die Zu- 
ständigkeit der Verwaltungsgerichte nach der Re- 
gierungsvorlage die nachstehenden Gesichtspunkte 
geltend gemacht. Das Personalvertretungsgesetz ist 
ein Teil des öffentlichen Dienstrechtes, die Perso- 
nalvertretungen sind Organe des öffentlichen Dien- 
stes. Deshalb können aus rechtssystematischen 
Gründen für die Entscheidung von Streitigkeiten 
aus dem Gesetz nur die Verwaltungsgerichte in 
Betracht kommen. 

Im besonderen ist die Zuständigkeit, die Ge- 
schäftsführung und die Tätigkeit der Personal Ver- 
tretungen eng mit dem hoheitsrechtlich geordneten 
Aufbau der Verwaltungen, mit ihrer Zuständigkeit, 
ihren Aufgaben und ihrem Geschäftsgang verbun- 
den. Klagen auf den Ausschluß von Mitgliedern aus 
dem Personalrat und auf Auflösung des Personal- 
rates wegen grober Vernachlässigung oder Ver- 
letzung seiner gesetzlichen Befugnisse oder Pflich- 
ten sind aus dem Zusammenhang und aus den An- 
forderungen des öffentlichen Dienstes zu beurteilen. 
Infolgedessen kommen für die Entscheidung der 
Klagen aus dem Personalvertretungsgesetz aus 
rechtssystematischen und aus sachlichen Gründen 
nur die Verwaltungsgerichte in Betracht. Außer- 
dem ist noch auf den Abs. 5 des Art. 33 GG ver- 
wiesen worden. 

Aus den gleichen Gründen handelt es sich bei 
den Klagen nicht um arbeitsrechtliche Streitig- 
keiten. Die Klagen aus dem Wahlrecht zu den 
Personalvertretungen lassen ein Auseinanderfließen 
der Entscheidungen nicht befürchten. Die Bildung 
von Fachkammern des öffentlichen Dienstes bei 
den Arbeitsgerichten ist ein rechtlicher Widerspruch. 

Zu § 78 (§ 78 RV) 

Der Abs. 1 steht im Zusammenhang mit § 1 des 
Tarifvertragsgesetzes. 

Abs. 2 dient der Notwendigkeit, bestehende 
Dienstvereinbarungen mit den Vorschriften dieses 
Gesetzes in Einklang zu bringen. 

Zu §§ 81, 94 (§ 81 RV) 

Der Ausschuß wollte der Regelung der Personal- 
vertretung von Verbänden in Gemeinschaftsunter- 
künften mit Rücksicht auf die Lösung dieser Frage 
für militärische Verbände nicht vorgreifen, sie 
aber jedenfalls der Gesetzgebung Vorbehalten. 

ZWEITER TEIL 

Personalvertretungen in ddn Ländern 
Erstes Kapitel 

Rahmenvorschriften für die Landesgesetzgebung 

Die Befugnisse des Bundes, Rahmenvorschriften 
für die Länder zu erlassen, ist in Art. 75 Nr. 1 GG 
begründet. Rahmenvorschriften für die Personal- 


vertretung bei den Dienststellen in den Ländern 
hat der Ausschuß, wie die Bundesregierung, für 
notwendig gehalten. Er hat jedoch mit Rücksicht 
auf das Urteil des Bundesverfassungsgerichtes vom 
1. Dezember 1954 die Rahmenvorschriften auf die 
notwendigen einheitlichen Vorschriften seiner Ge- 
setzesvorschläge beschränkt, so daß der Möglichkeit 
einer Angleichung an die Verwaltungsorganisation 
der Länder Rechnung getragen ist. Auch für die 
Regelung der Beteiligung des Personalrates bei 
den Personalangelegenheiten der bildenden, wis- 
senschaftlichen und künstlerischen Bediensteten ist 
die Möglichkeit offen. Zudem wird nach der Fas- 
sung des § 70 Abs. 1 Buchstabe a und Abs. 2 und 
des § 71 kaum noch ein Bedürfnis bestehen. 

In Bezug auf die Versetzung von Bediensteten der 
Gemeinden bestand im Ausschuß Übereinstimmung 
darüber, daß die Gemeindeverwaltung als einzige 
Dienststelle gilt und Änderungen in der Verwen- 
dung innerhalb dieser Dienststelle nicht als Ver- 
setzungen zu bewerten sind. 

DRITTER TEIL 

Schlußvorschriften 
Zu § 96 (§ 82 RV) 

Nach Art. 140 GG und Art. 137 Abs. 4 der Wei- 
marer Verfassung ordnet und verwaltet jede Reli- 
gionsgesellschaft ihre Angelegenheiten selbständig 
innerhalb der Schranken des für alle geltenden Ge- 
setzes. Aus diesem Grunde haben der Gesetzent- 
wurf der Bundesregierung und der Ausschuß da- 
von abgesehen, das Gesetz auf die Bediensteten der 
Religionsgesellschaften zu erstrecken.Überdies haben 
die Vertreter der Religionsgesellschaften vor dem 
Ausschuß erklärt, daß sie für ihre Bediensteten 
eine dem Gesetz und ihren Bedürfnissen entspre- 
chende Regelung der Personalvertretung durch- 
führen. 

Zu § 97 (§ 83 RV) 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung hat vor- 
geschlagen, das Gesetz aus offenliegenden Grün- 
den nicht auf Dienststellen im Ausland zu erstrek- 
ken. Der Ausschuß hat diese Frage mit den Ver- 
tretern des Auswärtigen Amtes eingehend erörtert 
und in der ersten Lesung dem Vorschlag des Ge- 
setzentwurfes zugestimmt. In der zweiten Bera- 
tung hat der Vertreter des Auswärtigen Amtes auf 
Grund der persönlichen Überprüfung deutscher 
Auslandsvertretungen es als erwünscht bezeich- 
net, wenn eine den Verhältnissen im Ausland ange- 
paßte Personalvertretung eingerichtet würde, die 
die Vertretung der Bediensteten gegenüber dem 
Leiter der Dienststelle und die Verbindung mit 
dem Personalrat des Auswärtigen Amtes zu über- 
nehmen hätte; die volle Vertretung der im Aus- 
land verwendeten Bediensteten nach Maßgabe des 
Gesetzes obliegt dem Personalrat des Auswärtigen 
Amtes. Infolge dieser Darlegungen hat der Aus- 
schuß auf eine bereits bei seiner ersten Beratung 
des Gesetzentwurfes gegebene Anregung zu der 
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Wahl eines Obmannes zurückgegriffen und die 
Wahl des Obmannes beschlossen. Dabei hat er fest- 
gelegt, daß sich die Personalvertretung des Ob- 
mannes nur auf Bedienstete deutscher Staats- 
angehörigkeit erstrecken kann. Die Befugnisse und 
Pflichten des Obmannes hat der Ausschuß im zwei- 
ten Absatz festgelegt. Die Errichtung einer Stufen- 
vertretung bei dem Auswärtigen Amt hat der Aus- 
schuß schon im Hinblick auf die Entfernung der 
Dienststellen im Ausland als unmöglich erachtet. 

Der Ausschuß hat die gleiche Folgerung auch für 
andere Dienststellen gezogen, die im Ausland be- 
stehen oder errichtet werden, wie für einzelne 
Dienststellen der Deutschen Bundesbahn oder für 
das Deutsche Historische Institut in Rom oder die 
Abteilungen des Deutschen Archäologischen Insti- 
tuts in Berlin. Auch für sie übt die volle gesetz- 


liche Personalvertretung die ihnen übergeordnete 
Dienststelle aus. 

Zu § 100 (§ 85 RV) 

Die Berlin-Klausel mußte im zweiten Absatz die 
Feststellung erhalten, daß als Voraussetzung der 
Wählbarkeit der Bediensteten des Landes Berlin 
in eine Personalvertretung nach § 10 Abs. 1 Buch- 
stabe b das Wahlrecht für das Abgeordnetenhaus 
des Landes Berlin gilt. 


Bonn, den 10. Februar 1955 

Dr. Kleindinst 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 160 (neu) — 
in der nachstehenden Fassung anzunehmen, 

2. die zu diesem Gesetzentwurf eingegangenen 
Petitionen und Eingaben für erledigt zu er- 
klären. 


Bonn, den 10. Februar 1955 


Der Unterausschuß Personalvertretung 


Sabel 

Vorsitzender 


Dr. Kleindinst 

Berichterstatter 



Beschlüsse des Unterausschusses P e r s o n a 1 v e r t r e t u n g 


Entwurf eines Personalvertretungsgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

ERSTER TEIL 

Personalvertretungen im Bundes- 
dienst 

ERSTES KAPITEL 
Allgemeine Vorschriften 

§ 1 

In den Verwaltungen des Bundes und der 
bundesunmittelbaren Körperschaften, An- 
stalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechtes sowie in den Gerichten des Bundes 
werden Personalvertretungen gebildet. Zu 
den Verwaltungen im Sinne dieses Gesetzes 
gehören auch die Betriebsverwaltungen. 

§ 2 

Die Aufgaben der Gewerkschaften und der 
Vereinigungen der Arbeitgeber werden 
durch dieses Gesetz nicht berührt. 

§ 3 

(1) Bedienstete im Sinne dieses Gesetzes 
sind die Beamten, Angestellten und Arbeiter 
einschließlich der zu ihrer Berufsausbildung 
Beschäftigten. Richter sind nicht Bedienstete 
im Sinne dieses Gesetzes. 

(2) Je eine Gruppe bilden 

a) die Beamten, 

b) die Angestellten, 

c) die Arbeiter. 


(3) Als Bedienstete im Sinne dieses Ge- 
setzes gelten nicht 

a) Personen, deren Beschäftigung vorwie- 
gend durch Beweggründe karitativer oder 
religiöser Art bestimmt ist; 

b) Personen, die vorwiegend zu ihrer Hei- 
lung, Wiedereingewöhnung, sittlichen 
Besserung oder Erziehung beschäftigt 
werden. 

§ 4 

Wer Beamter ist, bestimmen die Beamten- 
gesetze. 

§ 5 

Angestellte im Sinne dieses Gesetzes sind 
Bedienstete, die eine durch § 1 Abs: 1 des 
Angestelltenversicherungsgesetzes und die 
hierzu erlassenen Vorschriften über die Ver- 
sicherungspflicht der Angestellten als Ange- 
stelltentätigkeit bezeichnete Beschäftigung 
ausüben, auch wenn sie nicht versicherungs- 
pflichtig sind. Ais Angestellte gelten auch Be- 
dienstete, die sich in der Ausbildung zu einem 
Angestelltenberufe befinden. 

§ 6 

Arbeiter im Sinne dieses Gesetzes sind Be- 
dienstete einschließlich der zu ihrer Berufs- 
ausbildung Beschäftigten, die eine invaliden- 
versicherüngspflichtige Beschäftigung aus- 
üben, auch wenn sie nicht versicherungs- 
pflichtig sind. Als Arbeiter gelten ohne 
Rücksicht auf die Versicherungspflicht auch 
Bedienstete, die auf Grund eines Tarif- 
vertrages als Arbeiter beschäftigt werden. 

§ 7 

(1) Dienststellen im Sinne dieses Gesetzes 
sind die einzelnen Behörden, Verwaltungs- 
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stellen und Betriebe der in § 1 genannten 
Verwaltungen sowie die Gerichte. 

(2) Die einer Mittelbehörde unmittelbar 
nachgeordneten Behörde bildet mit den ihr 
nachgeordneten Stellen eine Dienststelle; dies 
gilt nicht, soweit auch die weiter nachgeord- 
neten Stellen im Verwaltungsaufbau nach 
Aufgabenbereich und Organisation selbstän- 
dig sind. Mittelbehörde im Sinne dieses Ge- 
setzes ist die der obersten Dienstbehörde un- 
mittelbar nachgeordnete Behörde, der andere 
Dienststellen nachgeordnet sind. 

(3) Nebenstellen und Teile einer Dienst- 
stelle, die räumlich weit von dieser entfernt 
liegen, gelten als selbständige Dienststellen, 
wenn die Mehrheit ihrer wahlberechtigten 
Bediensteten dies in geheimer Abstimmung 
beschließt. 

(4) Bei gemeinsamen Dienststellen des 
Bundes und anderer Körperschaften gelten 
nur die im Bundesdienste Beschäftigten als 
zur Dienststelle gehörig. 

§ 8 

Für die Dienststelle handelt ihr Leiter. Er 
kann sich durch seinen ständigen Vertreter, 
bei obersten Dienstbehörden auch durch den 
Leiter der Verwaltungsabteilung vertreten 
lassen. 


ZWEITES KAPITEL 
Der Personalrat 

ERSTER ABSCHNITT 
Wahl und Zusammensetzung 

§9 

(1) Wahlberechtigt sind alle Bediensteten, 
die am Wahltage des 18. Lebensjahr voll- 
endet haben und die bürgerlichen Ehren- 
rechte besitzen. 

(2) Wer zu einer Dienststelle abgeordnet 
ist, wird in ihr wahlberechtigt, sobald die 
Abordnung länger als drei Monate gedauert 
hat. Im gleichen Zeitpunkte verliert er das 
Wahlrecht bei der alten Dienststelle. 

(3) Beamte im Vorbereitungsdienst und 
Bedienstete in entsprechender Berufsausbil- 
dung sind nur bei ihrer Stammbehörde wahl- 
berechtigt. 


§ 10 

(1) Wählbar sind alle Wahlberechtigten, 
die am Wahltage 

a) das 21. Lebensjahr vollendet haben, 

b) seit sechs Monaten der Dienststelle ange- 
hören, 

c) seit einem Jahr in öffentlichen Verwal- 
tungen oder von diesen geführten Be- 
trieben beschäftigt sind und 

d) das Wahlrecht für den Deutschen Bundes- 
tag besitzen. 

(2) Nicht wählbar sind Bedienstete, die 
wöchentlich regelmäßig weniger als 18 Stun- 
den beschäftigt sind, sowie die in § 9 Abs. 3 
genannten Personen. 

(3) Nicht wählbar sind für die Personal- 
Vertretung ihrer Dienststelle die in § 8 ge- 
nannten Personen sowie Bedienstete, die zu 
selbständigen Entscheidungen in Personal- 
angelegenheiten der Dienststelle befugt sind. 

K i 1 
y A 1 

(1) Besteht die Dienststelle weniger als 
ein Jahr, so bedarf es für die Wählbarkeit 
nicht der sechsmonatigen Zugehörigkeit zur 
Dienststelle. 

(2) Die Voraussetzung des § 10 Abs. 1 
Buchstabe c entfällt, wenn nicht mindestens 
fünfmal soviel wählbare Bedienstete jeder 
Gruppe vorhanden wären, als nach den §§12 
und 13 zu wählen sind. 

§ 12 

(1) In allen Dienststellen, die in der Regel 
mindestens fünf Wahlberechtigte beschäfti- 
gen, von denen drei wählbar sind, werden 
Personalräte gebildet. 

( 2 ) Der Personalrat besteht in Dienststellen 
mit in der Regel 

5 bis 20 wahlberechtigten Bedienste- 
ten aus einer Person, 

21 Wahlberechtigten bis 50 Bediensteten 
aus drei Mitgliedern, 

51 bis 150 Bediensteten aus fünf Mit- 
gliedern, 

151 bis 300 Bediensteten aus sieben Mit- 
gliedern, 

301 bis 600 Bediensteten aus neun Mit- 
gliedern, 

601 bis 1000 Bediensteten aus elf Mitglie- 
dern. 
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Die Zahl der Mitglieder erhöht sich in 
Dienststellen mit 1001 bis 5000 Bediensteten 
um je zwei für je weitere angefangene 1000, 
mit 5001 und mehr Bediensteten um je zwei 
für je weitere angefangene 2000. 

(3) Die Höchstzahl der Mitglieder be- 
trägt 25. 

§ 13 

(1) Sind in der Dienststelle Angehörige 
verschiedener Gruppen beschäftigt, so muß 
jede Gruppe entsprechend ihrer Stärke im 
Personalrate vertreten sein, wenn dieser aus 
mindestens drei Mitgliedern besteht. Bei glei- 
cher Stärke der Gruppen entscheidet das Los. 

(2) Der Wahlvorstand errechnet die Ver- 
teilung der Sitze auf die Gruppen nach den 
Grundsätzen der Verhältniswahl. 

(3) Eine Gruppe erhält mindestens 

bei weniger als 51 Gruppenangehörigen 
einen Vertreter, 

bei 51 bis 200 Gruppeniangehörigen 

zwei Vertreter, 

bei 201 bis 600 Gruppenangehörigen 
drei Vertreter, 

bei 601 bis 1000 Gruppenangehörigen 
vier Vertreter, 

bei 1001 bis 3000 Gruppenangehörigen 
fünf Vertreter, 

bei 3001 und mehr Gruppe n angehör igen 
sechs Vertreter. 

(4) Ein Personalrat, für den in § 12 Abs. 2 
drei Mitglieder vorgesehen sind, besteht aus 
vier Mitgliedern, wenn eine Gruppe min- 
destens ebensoviel Bedienstete zählt wie die 
beiden anderen Gruppen zusammen. Das 
vierte Mitglied steht der stärksten Gruppe 
zu. 

(5) Eine Gruppe, der in der Regel nicht 
mehr als fünf Bedienstete angehören, erhält 
nur dann eine Vertretung, wenn sie min- 
destens ein Zwanzigstel der Bediensteten der 
Dienststelle umfaßt. Erhält sie keine Ver- 
tretung und findet Gruppenwahl statt, so 
kann sich jeder Angehörige dieser Gruppe 
durch Erklärung gegenüber dem Wahlvor- 
stand einer anderen Gruppe anschließen. 

(6) Die Geschlechter sollen im Personalrat 
entsprechend dem Zahle nverhältnis vertreten 
sein. 

§ 14 

(1) Die Verteilung der Mitglieder des Per- 
sonalrates auf die Gruppen kann abweichend 


von § 13 geordnet werden, wenn jede 
Gruppe dies vor der Neuwahl in getrennter 
geheimer Abstimmung beschließt. 

(2) Jede Gruppe kann auch Angehörige 
anderer Gruppen wählen. In diesem Falle 
gelten die Gewählten insoweit als Ange- 
hörige der Gruppe, die sie gewählt hat. 

S 15 

(1) Der Personälrat wird in geheimer und 
unmittelbarer Wahl gewählt. 

(2) Besteht der Personalrat aus mehr als 
einer Person, so wählen die Beamten, Ange- 
stellten und Arbeiter ihre Vertreter (§ 13) 
je in getrennten Wahlgängen, es sei denn, 
daß die wahlberechtigten Angehörigen jeder 
Gruppe vor der Neuwahl in getrennten ge- 
heimen Abstimmungen die gemeinsame 
Wahl beschließen. Der Beschluß bedarf der 
Mehrheit der Stimmen aller Wahlberechtig- 
ten jeder Gruppe. 

(3) Die Wahl wird nach den Grundsätzen 
der Verhältniswahl durchgeführt. Wird nur 
ein Wahl Vorschlag eingereicht, so findet 
Mehrheitswahl statt. In Dienststellen, deren 
Personalrat aus einer Person besteht, wird 
dieser mit einfacher Stimmenmehrheit ge- 
wählt. Das gleiche gilt für Gruppen, denen 
nur ein Vertreter im Personalrate zusteht. 

(4) Zur Wahl des Personalrates können die 
wahlberechtigten Bediensteten Wahlvor- 
schläge machen. Jeder Wahlvorschlag muß 
von mindestens einem Zehntel der wahlbe- 
rechtigten Gruppenangehörigen, jedoch min- 
destens von drei Wahlberechtigten unter- 
zeichnet sein. In jedem Falle genügt die 
Unterzeichnung durch 100 Gruppenange- 
hörige. 

(5) Ist gemeinsame Wahl beschlossen wor- 
den, so muß jeder Wahlvorschlag von min- 
destens einem Zehntel der wahlberechtigten 
Bediensteten unterzeichnet sein; Absatz 4 
Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 

(6) Jeder Bedienstete kann nur auf einem 
Wahlvorsdilage benannt werden. 

§ 16 

Der Personalrat soll sich aus Vertretern 
der verschiedenen Beschäftigungsarten zusam- 
mensetzen. 

§ 17 

(1) Spätestens sechs Wochen vor Ablauf 
seiner Amtszeit bestellt der Personalrat drei 
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Wahlberechtigte als Wahlvorstand und einen 
von ihnen als Vorsitzenden. Sind in der 
Dienststelle Angehörige verschiedener Grup- 
pen beschäftigt, so muß jede Gruppe im 
Wahlvorstande vertreten sein. 

(2) Besteht vier Wochen vor Ablauf der 
Amtszeit des Personalrates kein Wahlvor- 
stand, so beruft der Leiter der Dienststelle 
auf Antrag von mindestens drei Wahlberech- 
tigten oder einer in der Dienststelle vertre- 
tenen Gewerkschaft eine Personalversamm- 
lung zur Wahl des Wahl vor Standes ein. 
Absatz 1 gilt entsprechend. Die Personal- 
versammlung wählt sich einen Versamm- 
lungsleiter. 

§ 18 

Besteht in einer Dienststelle, die die Vor- 
aussetzungen des § 12 erfüllt, kein Persomal- 
rat, so beruft der Leiter der Dienststelle eine 
Personalversammlung zur Wahl des Wahl- 
vorstandes ein. § 17 Abs. 2 Satz 3 gilt ent- 
sprechend. 

§ 19 

Findet eine Personalversammllung (§ 17 
Abs. 2, § 18) nicht statt oder wählt die Per- 
sonal Versammlung keinen Wahl Vorstand, so 
bestellt ihn der Leiter der Dienststelle auf 
Antrag von mindestens drei Wahlberechtig- 
ten oder einer in der Dienststelle vertretenen 
Gewerkschaft. 

§ 20 

Der Wahlvorstand hat die Wahl unver- 
züglich einzuleiten; sie soll spätestens nach 
sechs Wochen stattfinden. Kommt der Wahl- 
vorstand dieser Verpflichtung nicht nach, so 
beruft der Leiter der Dienststelle auf Antrag 
von mindestens drei Wahlberechtigten oder 
einer in der Dienststelle vertretenen Gewerk- 
schaft eine Personal Versammlung zur Wahl 
eines neuen Wahlvorstandes ein. § 17 Abs. 2 
Satz 3 und § 19 gelten entsprechend. 

§ 21 

(1) Niemand darf die Wahl des Personal- 
rates behindern oder in einer gegen die guten 
Sitten verstoßenden Weise beeinflussen. Ins- 
besondere darf kein Wahlberechtigter in der 
Ausübung des aktiven und passiven Wahl- 
rechtes beschränkt werden. 

(2) Die sächlichen Kosten der Wahl trägt 
die Dienststelle. Notwendige Versäumnis 
von Arbeitszeit infolge der Ausübung des 
Wahlrechtes, der Teilnahme an den in den 
§§17 bis 20 genannten Personalversammlun- 
gen oder der Betätigung im Wahlvorstande 


hat keine Minderung der Dienstbezüge oder 
des Arbeitsentgeltes zur Folge. 

§ 22 

Mindestens drei Wahlberechtigte, jede in 
der Dienststelle vertretene Gewerkschaft 
oder der Leiter der Dienststelle können bin- 
nen einer Frist von 14 Tagen, vom Tage der 
Bekanntgabe des Wahlergebnisses an gerech- 
net, die Wahl beim Arbeitsgericht anfechten, 
w~enn gegen wesentliche Vorschriften über 
das Wahlrecht, die Wählbarkeit oder das 
Wahlverfahren verstoßen worden und eine 
Berichtigung nicht erfolgt ist, es sei denn, 
daß durch den Verstoß das Wahlergebnis 
nicht geändert oder beeinflußt werden 
konnte. 

§ 23 

(1) Steigt während der Amtszeit des Per- 
sonalrates die Zahl der Bediensteten vorüber- 
gehend um mehr als 20 Personen, die vor- 
aussichtlich nur für einen Zeitraum von höch- 
stens sechs Monaten beschäftigt werden, so 
wählen die nichtständig Beschäftigten in ge- 
heimer Wahl 

bei 21 bis 50 nichtständig Beschäftig- 
ten einen Vertreter, 

bei 51 bis 100 nichtständig Beschäftig- 
ten zwei Vertreter, 

bei mehr als 100 nichtständig Beschäftig- 
ten drei Vertreter. 

Der Personalrat bestimmt den Wahlvor- 
stand und seinen Vorsitzenden. Im übrigen 
gelten für die Wahl der Vertreter die Vor- 
schriften der §§ 9 Abs. 1 und 3, 10, 15, 16, 
21 und 22 mit Ausnahme der Vorschriften 
über die Dauer der Zugehörigkeit zur 
Dienststelle und zum öffentlichen Dienst ent- 
sprechend. 

(2) Die Bediensteten unter 18 Jahren wäh- 
len in Dienststellen, in denen mindestens fünf 
Jugendliche beschäftigt sind, eine Jugend- 
vertretung. Diese besteht in Dienststellen mit 

5 bis 50 Jugendlichen aus einem 
Jugendvertreter, 

51 bis 100 Jugendlichen aus drei 
Jugend Vertretern, 

mehr als 100 Jugendlichen aus fünf 
J u g end v e r t r e tern . 

Als Jugendvertreter können Bedienstete 
vom vollendeten 16. bis zum vollendeten 
24. Lebensjahre gewählt werden. Absatz 1 
Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 
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ZWEITER ABSCHNITT 
Amtszeit 

§ 24 

Die Amtszeit des Personalrates beträgt 
zwei Jahre. Sie beginnt mit dem Tage der 
Wahl oder, wenn zu diesem Zeitpunkte noch 
ein Personalrat besteht, mit Ablauf seiner 
Amtszeit. 

§ 25 

(1) Der Personalrat ist neu zu wählen, 
wenn 

a) mit Ablauf eines Jahres, vom Tage der 
Wahl gerechnet, die Zahl der regelmäßig 
Beschäftigten um die Hälfte, mindestens 
aber um 50 gestiegen oder gesunken ist 
oder 

b) die Gesamtzahl der Mitglieder des Perso- 
nalrates auch nach Eintreten sämtlicher 
Ersatzmitglieder um mehr als ein Viertel 
der vorgeschriebenen Zahl gesunken ist. 
oder 

c) der Personalrat mit der Mehrheit seiner 
Mitglieder seinen Rücktritt beschlossen 
hat oder 

d) der Personalrat durch gerichtliche Ent- 
scheidung aufgelöst ist. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 Buch- 
staben a bis c führt der Personalrat die Ge- 
schäfte weiter, bis der neue Personalrat ge- 
wählt ist. 

§ 26 

(1) Auf Antrag eines Viertels der Wahl- 
berechtigten, des Leiters der Dienststelle oder 
einer in der Dienststelle vertretenen Gewerk- 
schaft kann das Arbeitsgericht den Ausschluß 
eines Mitgliedes aus dem Personalrat oder 
die Auflösung des Personalrates wegen grober 
Vernachlässigung seiner gesetzlichen Befug- 
nisse oder wegen grober Verletzung seiner 
gesetzlichen Pflichten beschließen. Der Per- 
sonalrat kann aus den gleichen Gründen den 
Ausschluß eines Mitgliedes beantragen. 

(2) Ist der Personalrat aufgelöst, so setzt 
der Vorsitzende des Arbeitsgerichtes einen 
Wahlvorstand ein. Dieser hat unverzüglich 
eine Neuwahl einzuleiten. Bis zur Neuwahl 
nimmt der Wahlvorstand die dem Personal- 
rate nach diesem Gesetze zustehenden Be- 
fugnisse und Pflichten wahr. 


§ 27 

Die Mitgliedschaft im Personalrat erlischt 
durch 

a) Ablauf der Wahlzeit, 

b) Niederlegung des Amtes, 

c) Beendigung des Dienstverhältnisses, 

d) Ausscheiden aus der Dienststelle, 

e) Verlust der Wählbarkeit, 

f) gerichtliche Entscheidung nach § 26, 

g) Feststellung nach Ablauf der in § 22 be- 
zeichneten Frist, daß der Gewählte nicht 
wählbar war. 

§ 28 

Die Mitgliedschaft eines Beamten im Per- 
sonalrate ruht, solange er wegen eines gegen 
ihn schwebenden Disziplinarverfahrens vor- 
läufig des Dienstes enthoben ist. 

§ 29 

(1) Scheidet ein Mitglied aus dem Personal- 
rat aus, so tritt ein Ersatzmitglied ein. Das 
gleiche gilt, wenn ein Mitglied des Personal- 
rates zeitweilig verhindert ist. 

(2) Die Ersatzmitglieder werden der Reihe 
nach aus den nicht gewählten Bediensteten 
derjenigen Vorschlagslisten entnommen, de- 
nen die zu ersetzenden Mitglieder angehören. 
Ist das ausgeschiedene oder verhinderte Mit- 
glied mit einfacher Stimmenmehrheit ge- 
wählt, so tritt der nicht gewählte Bedienstete 
mit der nächsthöchsten Stimmenzahl als Er- 
satzmitglied ein. 

(3) Im Falle des § 25 Abs. 1 Buchstabe d 
treten Ersatzmitglieder nicht ein. 

§ 30 

(1) Die Amtszeit der in § 23 Abs. 1 be- 
zeichneten Vertreter endet mit Ablauf des 
für die Beschäftigung der nichtständigen Be- 
diensteten vorgesehenen Zeitraumes oder mit 
Wegfall der Voraussetzungen für ihre Wahl. 
Die Vorschriften dieses Abschnittes mit Aus- 
nahme der §§ 24 und 25 Abs. 1 Buchstabe a 
gelten sinngemäß. 

(2) Für die Jugendvertreter (§ 23 Abs. 2) 
gelten die Vorschriften dieses Abschnittes mit 
Ausnahme des § 25 Abs. 1 Buchstabe a sinn- 
gemäß. 
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DRITTER ABSCHNITT 
Geschäftsführung 

§ 31 

(1) Der Personalrat bildet aus seiner Mitte 
den Vorstand. Diesem muß ein Mitglied 
jeder im Personalrate vertretenen Gruppe an- 
gehören. Die Vertreter jeder Gruppe wählen 
das auf sie entfallende Vorstandsmitglied. 
Der Vorstand führt die laufenden Geschäfte. 

(2) Der Personalrat bestimmt mit einfacher 
Mehrheit, welches Vorstandsmitglied den 
Vorsitz übernimmt. Er bestimmt zugleich 
die Vertretung des Vorsitzenden durch seine 
Stellvertreter. 

(3) Der Vorsitzende vertritt den Personal- 
rat im Rahmen der von diesem gefaßten Be- 
schlüsse. 

§ 32 

Hat der Personalrat elf oder mehr Mit- 
glieder, so wählt er aus seiner Mitte mit ein- 
facher Stimmenmehrheit zwei weitere Mit- 
glieder in den Vorstand. 

§ 33 

(1) Spätestens eine Woche nach dem Wahl- 
tage hat der Wahlvorstand die Mitglieder 
des Personalrates zur Vornahme der nach 
den §§ 31 und 32 vorgeschriebenen Wahlen 
einzuberufen. 

(2) Die weiteren Sitzungen beraumt der 
Vorsitzende des Personalrates an. Er setzt 
die Tagesordnung fest und und leitet die 
Verhandlung. Der Vorsitzende hat die Mit- 
glieder des Personalrates zu den Sitzungen 
rechtzeitig unter Mitteilung der Tagesord- 
nung zu laden. 

(3) Auf Antrag eines Viertels der Mitglie- 
der des Personalrates oder des Leiters der 
Dienststelle hat der Vorsitzende eine Sitzung 
anzuberaumen und den Gegenstand, dessen 
Beratung beantragt ist, auf die Tagesordnung 
zu setzen. 

(4) Der Leiter der Dienststelle nimmt an 
den Sitzungen, die auf sein Verlangen anbe- 
raumt sind, und an den Sitzungen, zu denen 
er ausdrücklich eingeladen ist, teil. Er kann 
einen Vertreter der Arbeitgebervereinigung, 
der die Dienststelle angehört, hinzuziehen. 

§ 34 

Die Sitzungen des Personalrates sind nicht 
öffentlich; sie finden in der Regel während 


der Arbeitszeit statt. Der Personalrat hat bei 
der Anberaumung seiner Sitzungen auf die 
dienstlichen Erfordernisse Rücksicht zu neh- 
men. Der Leiter der Dienststelle ist vom 
Zeitpunkte der Sitzung vorher zu verstän- 
digen. 

§ 35 

Auf Antrag eines Viertels seiner Mitglie- 
der hat der Personalrat von Fall zu Fall je 
einen Beauftragten der im Personalrate ver- 
tretenen Gewerkschaften zu den Sitzungen 
einzuladen. 

§ 36 

(1) Die Beschlüsse des Personalrates wer- 
den mit einfacher Stimmenmehrheit der an- 
wesenden Mitglieder gefaßt. Bei Stimmen- 
gleichheit ist ein Antrag abgelehnt. 

(2) Der Personalrat ist nur beschlußfähig, 
wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglie- 
der anwesend ist; Stellvertretung durch Er- 
satzmitglieder ist zulässig. 

§ 37 

Bei Angelegenheiten, die lediglich die An- 
gehörigen einer Gruppe betreffen, kann der 
Beschluß des Personalrates nicht gegen die 
Mehrheit der Stimmen der anwesenden Ver- 
treter dieser Gruppe gefaßt werden. 

§ 38 

(1) Erachtet die Mehrheit der Vertreter 
einer Gruppe einen Beschluß des Personal- 
rates als eine erhebliche Beeinträchtigung 
wichtiger Interessen der durch sie vertrete- 
nen Bediensteten, so ist auf ihren Antrag der 
Beschluß auf die Dauer von einer Woche 
auszusetzen. In dieser Frist soll, gegebenen- 
falls mit Hilfe der Gewerkschaften, eine Ver- 
ständigung versucht werden. 

(2) Nach Ablauf der Frist ist über die An- 
gelegenheit neu zu beschließen. Wird der 
erste Beschluß bestätigt, so kann der Antrag 
auf Aussetzung nicht wiederholt werden. 

§ 39 

An der Verhandlung von Fragen, welche 
die Interessen der nichtständigen Bedienste- 
ten wesentlich berühren, nehmen die in § 23 
Abs. 1 bezeichneten Vertreter mit beraten- 
der Stimme teil. Das gleiche gilt für die Teil- 
nahme der Jugendvertretung (§ 23 Abs. 2) 
an Verhandlungen über Angelegenheiten der 
Jugendlichen. 
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§ 40 

(1) Über jede Verhandlung des Personal- 
rates ist eine Niederschrift aufzunehmen, die 
mindestens den Wortlaut der Beschlüsse und 
die Stimmenmehrheit, mit der sie gefaßt sind, 
enthält. Die Niederschrift ist vom Vorsitzen- 
den und einem weiteren Mitgliede zu 
unterzeichnen. Der Niederschrift ist eine An- 
wesenheitsliste beizufügen, in die sich jeder 
Teilnehmer eigenhändig einzutragen hat. 

(2) Hat der Leiter der Dienststelle an der 
Sitzung teilgenommen, so ist ihm der ent- 
sprechende Teil der Niederschrift zur Unter- 
zeichnung vorzulegen und in Abschrift zu- 
zuleiten. 

§ 41 

Sonstige Bestimmungen über die Ge- 
schäftsführung können in einer Geschäfts- 
ordnung getroffen werden, die sich der Per- 
sonalrat selbst gibt. 

§ 42 

(1) Die Mitglieder des Personalrates führen 
ihr Amt unentgeltlich als Ehrenamt. 

(2) Versäumnis von Arbeitszeit, die zur 
ordnungsgemäßen Durchführung der Auf- 
gaben des Personalrates erforderlich ist, hat 
keine Minderung der Dienstbezüge oder des 
Arbeitsentgeltes zur Folge. 

(3) Mitglieder des Personalrates sind von 
ihrer dienstlichen Tätigkeit freizustellen, 
wenn und soweit es nach Umfang und Art 
der Dienststelle zur ordnungsgemäßen 
Durchführung ihrer Aufgaben erforderlich 
ist. 

S 43 

In Dienststellen, die mehr als 100 Bedien- 
stete beschäftigen, kann der Personalrat im 
Einvernehmen mit dem Leiter der Dienst- 
stelle Sprechstunden während der Arbeits- 
zeit einrichten. 

§ 44 

(1) Die durch die Tätigkeit des Personal- 
rates entstehenden Kosten trägt die Dienst- 
stelle. 

(2) Für die Sitzungen, die Sprechstunden 
und die laufende Geschäftsführung hat die 
Dienststelle die erforderlichen Räume und 
den Geschäftsbedarf zur Verfügung zu 
stellen. 

§ 45 

Der Personalrat darf für seine Zwecke von 
den Bediensteten keine Beiträge erheben oder 
annehmen. 


DRITTES KAPITEL 
Personalversammlung 

§ 46 

(1) Die Personal Versammlung besteht aus 
den Bediensteten der Dienststelle. Sie wird 
vom Vorsitzenden des Personalrates geleitet. 
Sie ist nicht öffentlich. 

(2) Kann nach den dienstlichen Verhält- 
nissen eine gemeinsame Versammlung aller 
Bediensteten nicht stattfinden, so, sind Teil- 
versammlungen abzuhalten. 

$ 47 

(1) Der Personalrat hat einmal in jedem 
Kalendervierteljahr in einer Personalver- 
sammlung einen Tätigkeitsbericht zu erstat- 
ten. Der Leiter der Dienststelle ist unter Mit- 
teilung der Tagesordnung einzuladen. Er ist 
berechtigt, in der Personalversammlung zu 
sprechen. 

(2) Der Personalrat ist berechtigt und auf 
Wunsch des Leiters der Dienststelle oder 
eines Viertels der wahlberechtigten Bedien- 
steten verpflichtet, eine Personalversamm- 
lung einzuberufen und den Gegenstand, des- 
sen Beratung beantragt ist, auf die Tages- 
ordnung zu setzen. 

§ 48 

(1) Die in § 47 Abs. 1 bezeichneten und 
die auf Wunsch des Leiters der Dienststelle 
einberufenen Personalversammlungen finden 
während der Arbeitszeit statt, sow r eit nicht 
die dienstlichen Verhältnisse eine andere Re- 
gelung erfordern. Die Teilnahme an der 
Personalversammlung hat keine Minderung 
der Dienstbezüge oder des Arbeitsentgeltes 
zur Folge. 

(2) Andere Personalversammlungen finden 
außerhalb der Arbeitszeit statt. Hiervon 
kann im Einvernehmen mit dem Leiter der 
Dienststelle abgewüchen w r erden. 

§ 49 

Die Personalversammlung kann dem Per- 
sonalrat Anträge unterbreiten und zu seinen 
Beschlüssen Stellung nehmen. Sie darf nur 
Angelegenheiten behandeln, die die Dienst- 
stelle oder ihre Bediensteten berühren. 

§ 50 

An allen Personalversammlungen können 
Beauftragte der in der Dienststelle vertrete- 
nen Gewerkschaften beratend teilnehmen. 
Nimmt der Leiter der Dienststelle an der 
Personalversammlung teil, so kann er einen 
Beauftragten der Arbeitgebervereinigung hin- 
zuziehen, der die Dienststelle angehört. 
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VIERTES KAPITEL 

Stufenvertretungen und Gesamtpersonalrat 
§ 51 

(1) Für den Geschäftsbereich mehrstufiger 
Verwaltungen werden bei den Mittelbehörden 
Bezirkspersonalräte, bei den obersten Dienst- 
behörden Hauptpersonalräte gebildet. 

(2) Die Mitglieder des Bezirkspersonalrates 
werden von den zum Geschäftsbereiche der 
Mittelbehörde, die Mitglieder des Hauptper- 
sonalrates von den zum Geschäftsbereiche 
der obersten Dienstbehörde gehörenden Be- 
diensteten gewählt. 

(3) Die §§ 9 bis 18 und 20 bis 22 gelten 
entsprechend. § 10 Abs. 3 gilt nur für die 
leitenden Bediensteten der Dienststelle, bei 
der die Stufenvertretung zu errichten ist. Eine 
Personalversammlung zur Bestellung des Be- 
zirks- oder Hauptwahlvorstandes findet nicht 
statt. An ihrer Stelle übt der Leiter der 
Dienststelle, bei der die Stufenvertretung zu 
errichten ist, die Befugnis zur Bestellung des 
Wahl Vorstandes nach den §§ 17 Abs. 2, 18 
und 20 aus. 

(4) Werden in einer Verwaltung die Perso- 
nalräte und Stufenvertretungen gleichzeitig 
gewählt, so führen die bei den Dienststellen 
bestehenden Wahlvorstände die Wahlen der 
Stufenvertretungen im Aufträge des Bezirks- 
oder Hauptwahlvorstandes durch; andernfalls 
bestellen auf sein Ersuchen die Personalräte 
oder, wenn solche nicht bestehen, die Leiter 
der Dienststellen die örtlichen Wahlvorstände 
für die Wahl der Stufen Vertretungen. 

§ 52 

(1) Für die Amtszeit und die Geschäfts- 
führung der Stufenvertretungen gelten die 
§§ 24 bis 29, 31 bis 38 und 40 bis 45 ent- 
sprechend. 

(2) Für Dienstreisen von Angehörigen der 
Stufenvertretungen werden Reisekosten nach 
den Vorschriften über Reisekostenvergütung 
der Beamten mindestens nach Stufe II gezahlt. 

§ 53 

In den Fällen des § 7 Abs. 3 kann durch 
Beschluß der einzelnen Personalräte neben 
diesen ein Gesamtpersonalrat errichtet werden. 
Die Errichtung bedarf der Zustimmung der 
Personalräte der Dienststellen, in -denen ins- 
gesamt mindestens 75 vom Hundert der Be- 
diensteten beschäftigt sind. 


§ 54 

Für die Wahl, die Amtszeit und die Ge- 
schäftsführung des Gesamtpersonalrates gelten 
§51 Abs. 2 und 3 und § 52 entsprechend. 

FÜNFTES KAPITEL 
Mitwirkung und Mitbestimmung 

ERSTER ABSCHNITT 
Allgemeines 

§ 55 

(1) Dienststelle und Personalrat arbeiten im 
Rahmen der Gesetze und Tarifverträge ver- 
trauensvoll und im Zusammenwirken mit 
den in der Dienststelle vertretenen Gewerk- 
schaften und Arbeitgebervereinigungen zur 
Erfüllung der dienstlichen Aufgaben und zum 
Wohle der Bediensteten zusammen. 

(2) Dienststelle und Personalrat haben alles 
zu unterlassen, was geeignet ist, die Arbeit 
und den Frieden der Dienststelle zu gefähr- 
den. Insbesondere dürfen Dienststelle und 
Personalrat keine Maßnahmen des Arbeits- 
kampfs gegeneinander durchführen. Arbeits- 
kämpfe tariffähiger Parteien werden hier- 
durch nicht berührt. 

(3) Der Leiter der Dienststelle und der Per- 
sonalrat sollen einmal im Monat zu gemein- 
schaftlichen Besprechungen zusammentreten. 
In ihnen soll auch die Gestaltung des Dienst- 
betriebes behandelt werden, insbesondere 
alle Vorgänge, die die Bediensteten wesent- 
lich berühren. Sie haben über strittige Fragen 
mit dem ernsten Willen zur Einigung zu ver- 
handeln und Vorschläge für die Beilegung 
von Meinungsverschiedenheiten zu machen. 

(4) Außenstehende Stellen dürfen erst an- 
gerufen werden, nachdem eine Einigung in 
der Dienststelle nicht erzielt worden ist. 

§ 56 

(1) Dienststelle und Personalrat haben -dar- 
über zu wachen, daß alle in der Dienststelle 
tätigen Personen nach Recht und Billigkeit 
behandelt werden, insbesondere, daß jede 
unterschiedliche Behandlung von Personen 
wegen ihrer Abstammung, Religion, Natio- 
nalität, Herkunft, politischen oder gewerk- 
schaftlichen Betätigung oder Einstellung oder 
wegen ihres Geschlechtes unterbleibt. Der 
Leiter der Dienststelle und der Personalrat 
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dürfen sich in der Dienststelle nicht partei- 
politisch betätigen. 

(2) Der Personalrat hat sich für die Wah- 
rung der Vereinigungsfreiheit der Bedienste- 
ten einzusetzen. 

§ 57 

(1) Der Personalrat hat folgende allgemeine 
Aufgaben: 

a) Maßnahmen, die der Dienststelle und 
ihren Angehörigen dienen, zu beantragen, 

b) darüber zu wachen, daß die zugunsten der 
Bediensteten geltenden Gesetze, Verord- 
nungen, Tarifverträge, Dienstvereinbarun- 
gen und Verwaltungsanordnungen durch- 
geführt werden, 

c) Beschwerden von Bediensteten entgegen- 
zunehmen und, falls sie berechtigt erschei- 
nen, durch Verhandlung mit dem Leiter 
der Dienststelle auf ihre Abstellung hin- 
zuwirken, 

d) die Eingliederung Schwerbeschädigter und 
sonstiger schutzbedürftiger Personen in 
die Dienststelle zu fördern. 

(2) Dem Personalrate sind auf Verlangen die 
zur Durchführung seiner Aufgaben erforder- 
lichen Unterlagen vorzulegen. Personalakten 
dürfen nur mit Zustimmung des Bediensteten 
und nur von einem von ihm bestimmten 
Mitgliede des Vorstandes des Personalrates 
eingesehen werden. 

(3) Bei Prüfungen, die eine Dienststelle von 
den Bediensteten ihres Bereiches abnimmt, 
ist einem Mitgliede des für diesen Bereich zu- 
ständigen Personalrates, das von diesem be- 
nannt ist, die Anwesenheit zu gestatten. 

§ 58 

Will eine Dienststelle Verwaltungsanord- 
nungen für die innerdienstlichen, sozialen 
oder persönlichen Angelegenheiten der Be- 
diensteten ihres Geschäftsbereiches erlassen, so 
soll sie dem für diesen Bereich zuständigen 
Personalrate die Entwürfe rechtzeitig mit- 
teilen und mit ihm beraten. 

§ 59 

(1) Mitglieder des Personalrates und die in 
§ 23 bezeichneten Vertreter dürfen in der 
Ausübung ihrer Befugnisse nicht behindert 
und wegen ihrer Tätigkeit nicht benachteiligt 
oder begünstigt werden. 


(2) Für die Mitglieder des Personalrates, die 
im Arbeitsverhältnis stehen, gelten die §§13 
und 14 des Kündigungsschutzgesetzes ent- 
sprechend. Mitglieder des Personalrates dür- 
fen gegen ihren Willen nur versetzt oder ab- 
geordnet werden, wenn dies auch unter Be- 
rücksichtigung der Mitgliedschaft im Perso- 
nalrat aus wichtigen dienstlichen Gründen 
unvermeidbar ist und der Personalrat zu- 
stimmt. 

§ 60 

(1) Die Mitglieder und Ersatzmitglieder 
des Personalrates haben auch nach dem Aus- 
scheiden aus dem Personalrat oder aus der 
Dienststelle über dienstliche Angelegenheiten 
oder Tatsachen, die ihnen auf Grund ihrer 
Zugehörigkeit zum Personalrate bekanntge- 
worden sind, Stillschweigen zu bewahren. 
Diese Schweigepflicht gilt nicht gegenüber den 
übrigen Mitgliedern des Personalrates. Sie 
entfällt ferner gegenüber der Vorgesetzten 
Dienststelle und der bei ihr gebildeten Stufen- 
vertretung, wenn der Personalrat diese im 
Rahmen ihrer Befugnisse anruft; das gleiche 
gilt für die Anrufung des Gesamtpersonal- 
rates. 

(2) Die Schweigepflicht besteht nicht für 
Angelegenheiten oder Tatsachen, die offen- 
kundig sind oder ihrer Bedeutung nach keiner 
Geheimhaltung bedürfen. 

(3) Die Schweigepflicht besteht auch für die 
in § 23 genannten Vertreter sowie für Beauf- 
tragte von Gewerkschaften und Arbeitgeber- 
vereinigungen. 

ZWEITER ABSCHNITT 
Formen und Durchführung der Beteiligung 

§ 61 

(1) Soweit der Personalrat an Entscheidun- 
gen mitwirkt, ist die beabsichtigte Maßnahme 
vor der Durchführung mit dem Ziele einer 
Verständigung rechtzeitig und eingehend mit 
ihm zu erörtern. 

(2) Äußert sich der Personalrat nicht inner- 
halb einer Woche oder hält er bei Erörterung 
seine Einwendungen oder Vorschläge nicht 
aufrecht, so gilt die beabsichtigte Maßnahme 
als gebilligt. 

(3) Entspricht die Dienststelle den Einwen- 
dungen des Personalrates nicht oder nicht in 
vollem Umfange, so teilt sie dem Personalrat 
ihre Entscheidung unter Angabe der Gründe 
schriftlich mit. 
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(4) Der Personalrat einer nachgeordneten 
Dienststelle kann binnen drei Tagen nach Zu- 
gang der Mitteilung die Entscheidung der 
nächsthöheren Dienststelle, bei der eine Stu- 
fenvertretung besteht, beantragen. Diese ent- 
scheidet nach Verhandlung mit der Stufen- 
vertretung. Eine Abschrift des Antrages leitet 
der Personalrat seiner Dienststelle zu. 

(5) Ist ein Antrag gemäß Absatz 4 gestellt, 
so ist die beabsichtigte Maßnahme bis zur 
Entscheidung der angerufenen Dienststelle 
auszusetzen. 

(6) Der Leiter der Dienststelle kann bei 
Maßnahmen, die der Natur der Sache nach 
keinen Aufschub dulden, bis zur endgültigen 
Entscheidung vorläufige Regelungen treffen. 

§ 62 

(1) Soweit eine Maßnahme der Mitbestim- 
mung des Personalrates unterliegt, kann sie 
nur mit seiner Zustimmung getroffen werden. 

(2) Der Leiter der Dienststelle unterrichtet 
den Personalrat von der beabsichtigten Maß- 
nahme und beantragt seine Zustimmung. Der 
Beschluß des Personalrates ist dem Leiter der 
Dienststelle innerhalb einer Woche mitzu- 
teilen. In dringenden Fällen kann der Leiter 
der Dienststelle diese Frist auf drei Tage ab- 
kürzen. Die Maßnahme gilt als gebilligt, 
wenn nicht der Personalrat innerhalb der ge- 
nannten Frist die Zustimmung schriftlich ver- 
weigert. 

(3) Beantragt der Personalrat eine Maß- 
nahme, die seiner Mitbestimmung unterliegt, 
so hat er sie schriftlich dem Leiter der Dienst- 
stelle vorzuschlagen. 

(4) Kommt eine Einigung nicht zustande, 
so kann der Leiter der Dienststelle oder der 
Personalrat die Angelegenheit binnen einer 
Woche auf dem Dienstwege den übergeord- 
neten Dienststellen, bei denen Stufenvertre- 
tungen bestehen, vorlegen. Absatz 2 gilt ent- 
sprechend. 

(5) Ergibt sich zwischen der obersten 
Dienstbehörde und der bei ihr bestehenden 
zuständigen Personalvertretung keine Eini- 
gung, so können beide binnen einer Woche 
die Entscheidung des Bundespersonalausschus- 
ses (§ 63) beantragen. 

(6) § 61 Abs. 6 gilt entsprechend. 

5 63 

(1) Der Bundespersonalausschuß besteht 
für die Fälle des § 62 aus dem Präsidenten 


des Bundesrechnungshofes oder seinem Stell- 
vertreter als Vorsitzendem und je fünf Ver- 
tretern der Verwaltung und der Bediensteten. 

(2) Die Vertreter der Verwaltung und der 
Bediensteten und deren Stellvertreter werden 
vom Bundespräsidenten auf Vorschlag der 
Bundesregierung für die Dauer von vier 
Jahren berufen. Die Vertreter der Bedienste- 
ten werden in angemessenem Verhältnis 
unter billiger Berücksichtigung der Minder- 
heiten aus Vorschlagslisten ausgewählt, die 
von den Sp'itzenorganisationen der zuständi- 
gen Gewerkschaften eingereicht werden. 
§ 10 a des Tarifvertragsgesetzes gilt entspre- 
chend. 

(3) Die Mitglieder des Rundespersonalaus- 
schusses müssen Bundesbedienstete sein. Sie 
sind unabhängig und nur dem Gesetz unter- 
worfen. Sie scheiden außer durch Zeitablauf 
oder Beendigung ihrer Stellung als Bundes- 
bedienstete nur unter den gleichen Voraus- 
setzungen aus, unter denen Mitglieder eines 
Bundesdisziplinargerichtes ihr Amt verlieren. 

(4) Die Dienstaufsicht führt der Bundes- 
minister des Innern. 

(5) Die Verhandlung ist nicht öffentlich. 
Der obersten Dienstbehörde und der zustän- 
digen Personalvertretung ist Gelegenheit zur 
schriftlichen oder mündlichen Äußerung zu 
geben. 

(6) Der Bundespersonalausschuß entscheidet 
durch Beschluß. Er kann den Anträgen der 
Beteiligten auch teilweise entsprechen. Zur 
Beschlußfähigkeit ist die Anwesenheit von 
mindestens neun Mitgliedern erforderlich. 
Der Beschluß wird mit Stimmenmehrheit ge- 
faßt. Bei Stimmengleichheit entscheidet die 
Stimme des Vorsitzenden. 

(7) Der Beschluß ist den Beteiligten zuzu- 
stellen. Er bindet die Beteiligten. 

(8) Die §§ 97 Abs. 2, 99, 100 Abs. 1 Satz 2, 
101 und 102 des Bundesbeamtengesetzes fin- 
den Anwendung. 

§ 64 

(1) Dienst Vereinbarungen sind zulässig, so- 
weit sie dieses Gesetz ausdrücklich vorsieht. 
Sie werden durch Dienststelle und Personalrat 
gemeinsam beschlossen, sind schriftlich nieder- 
zulegen, von beiden Seiten zu unterzeichnen 
und in geeigneter Weise bekanntzumachen. 

(2) Dienstvereinbarungen, die für einen 
größeren Bereich gelten, gehen den Dienst- 
vereinbarungen für einen kleineren Bereich 
vor. 
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§ 65 

(1) Entscheidungen, an denen der Personal- 
rat beteiligt war, führt die Dienststelle durch, 
es sei denn, daß im Einzelfall etwas anderes 
vereinbart ist. 

(2) Der Personalrat darf nicht durch ein- 
seitige Handlungen in den Dienstbetrieb ein- 
greifen. 

DRITTER ABSCHNITT 
Beteiligung an sozialen Angelegenheiten 

§ 66 

(1) In sozialen Angelegenheiten wirkt der 
Personalrat mit bei 

a) Gewährung von Unterstützungen und 
entsprechenden sozialen Zuwendungen, 

b) Maßnahmen zur Hebung der Arbeits- 
leistung und zur Erleichterung des Ar- 
beitsablaufs, 

c) Ernennung von Vertrauens- und Betriebs- 
ärzten, 

d) Zuweisung von Wohnungen, über die die 
Dienststelle verfügt, 

e) Zuweisung von Dienst- und Pachtland und 
Festsetzung der Nutzungsbedingungen, 

f) Maßnahmen zur Verhütung von Dienst- 
und Arbeitsunfällen und sonstigen Ge- 
sundheitsschädigungen, 

g) Regelung der Ordnung in der Dienststelle 
und des Verhaltens der Bediensteten, 

h) Fragen der Fortbildung der Bediensteten. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 Buch- 
stabe a wirkt auf Verlangen des Antragstellers 
nur der Vorstand des Personalrates mit. Der 
Leiter der Dienststelle hat dem Personalrate 
nach Abschluß jedes Kalendervierteljahres 
einen Überblick über die Unterstützungen 
und entsprechenden sozialen Zuwendungen 
zu geben. Dabei sind die Anträge und die 
Leistungen gegenüberzustellen. Auskunft über 
die von den Antragstellern angeführten 
Gründe wird hierbei nicht erteilt. 

(3) Der Personalrat wirkt mit, wenn Ersatz- 
ansprüche gegen Bedienstete geltend gemacht 
werden. Anträgen und Berichten der Dienst- 
stelle ist in solchen Fällen die Stellungnahme 
des Personalrates beizufügen. 

§ 67 

(1) Der Personalrat hat, soweit eine gesetz- 
liche oder tarifliche Regelung nicht besteht, 


gegebenenfalls durch Abschluß von Dienst- 
vereinbarungen, mitzubestimmen über 

a) Beginn und Ende der täglichen Arbeits- 
zeit und der Pausen, 

b) Zeit und Ort der Auszahlung der Dienst- 
bezüge und Arbeitsentgelte, 

c) Aufstellung des Urlaubsplanes, 

d) Durchführung der Berufsausbildung bei 
Angestellten und Arbeitern, 

e) Errichtung und Verwaltung von Wohl- 
fahrtseinrichtungen ohne Rücksicht auf 
ihre Rechtsform, 

f) Aufstellung der Entlohnungsgrundsätze 
und Festsetzung der Akkordlohnsätze. 

(2) Muß für Gruppen von Bediensteten die 
tägliche Arbeitszeit nach Erfordernissen, die 
die Dienststelle nicht voraussehen kann, un- 
regelmäßig und kurzfristig festgesetzt werden, 
so beschränkt sich die Mitbestimmung auf die 
Grundsätze für die Aufstellung der Dienst- 
pläne. 

§ 68 

(1) Der Personalrat hat auf die Verhütung 
von Unfall- und Gesundheitsgefahren zu ach- 
ten, die für den Arbeitsschutz zuständigen 
Stellen durch Anregung, Beratung und Aus- 
kunft zu unterstützen und sich für die 
Durchführung des Arbeitsschutzes einzu- 
setzen. 

(2) Der Personalrat ist zuzuziehen bei Ein- 
führung und Prüfung von Arbeitsschutzein- 
richtungen und bei Unfalluntersuchungen, die 
von der Dienststelle oder den in Absatz 1 
genannten Stellen vorgenommen werden. 

§ 69 

Soweit Arbeitsentgelte und sonstige Ar- 
beitsbedingungen üblicherweise durch Tarif- 
vertrag geregelt werden, sind Dienstverein- 
barungen nicht zulässig. Dies gilt nicht, wenn 
ein Tarifvertrag den Abschluß ergänzender 
Dienstvereinbarungen ausdrücklich zuläßt. 

VIERTER ABSCHNITT 
Beteiligung an Personalangelegenheiten 

§ 70 

(1) Der Personalrat wirkt mit: 

a) in Personalangelegenheiten der Beamten 
bei 
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1. Einstellung, Anstellung und Beförde- 
rung, 

2. Versetzung und Abordnung zu einer 
anderen Dienststelle, 

3. vorzeitiger Versetzung in den Ruhe- 
stand, sofern der Beamte es beantragt, 

4. Anträgen auf Hinausschiebung der 
Altersgrenze, 

5. Entlassung von Beamten auf Probe oder 
auf Widerruf, 

6. Versagung der Genehmigung zur Über- 
nahme einer Nebentätigkeit, 

7. Anordnungen, welche die Freiheit in 
der Wahl der Wohnung beschränken; 

b) in Personalangelegenheiten der Angestell- 
ten und Arbeiter bei 

1. Weiterbeschäftigung über die Alters- 
grenze hinaus, 

2. Versagung der Genehmigung zur Über- 
nahme einer Nebenbeschäftigung, 

3. Anordnungen, welche die Freiheit in 
der Wahl der Wohnung beschränken, 

4. Kündigungen. 

(2) Der Personalrat kann in Fällen des Ab- 
satzes 1 Buchstabe a Nr. 1 Einwendungen nur 
auf die in § 71 Abs. 2 auf geführten Gründe 
stützen. 

(3) Fristlose Entlassungen bedürfen nicht 
der Mitwirkung des Personalrates. Er ist in 
diesen Fällen unverzüglich zu verständigen. 

§ 71 

(1) Der Personalrat hat mitzubestimmen in 
Personalangelegenheiten der Angestellten und 
Arbeiter bei 

a) Einstellung, 

b) Höhergruppierung, 

c) Rückgruppierung, 

d) Versetzung und Abordnung zu einer 
anderen Dienststelle. 

(2) Der Personalrat kann die Zustimmung 
zu diesen Maßnahmen nur verweigern, wenn 

a) die Maßnahme gegen ein v Gesetz, eine 
Verordnung oder eine Bestimmung in 
einem Tarifvertrag oder in einer Dienst- 
vereinbarung oder gegen eine gerichtliche 
Entscheidung oder eine Verwaltungsan- 
ordnung verstieße oder 

b) der durch bestimmte Tatsachen begrün- 
dete Verdacht besteht, daß durch die Maß- 
nahme ein nicht geeigneter Bediensteter 
nur mit Rücksicht auf persönliche Bezie- 
hungen bevorzugt werden soll, oder 


c) der durch bestimmte Tatsachen begrün- 
dete Verdacht besteht, daß durch die Maß- 
nahme andere geeignete Bedienstete oder 
Bewerber wegen ihrer Abstammung, Re- 
ligion, Nationalität, Herkunft, politischen 
oder gewerkschaftlichen Betätigung oder 
Einstellung oder wegen ihres Geschlechtes 
benachteiligt werden sollen, oder 

d) die durch bestimmte Tatsachen begrün- 
dete Besorgnis besteht, daß der Bedienstete 
den Frieden in der Dienststelle durch un- 
soziales oder gesetzwidriges Verhalten 
stören würde. 

§ 72 

Die §§ 70 und 71 gelten für die in § 10 
Abs. 3 bezeichneten Bediensteten und die Be- 
amten auf Zeit nur, wenn sie es beantragen. 
Sie gelten nicht für die in § 36 Abs. 1 des 
Bundesbeamtengesetzes bezeichneten Beamten. 

§ 73 

Der Personalrat wirkt mit bei der Ein- 
führung grundlegend neuer Arbeitsmethoden 
und bei der Auflösung, Einschränkung, Ver- 
legung oder Zusammenlegung von Dienst- 
stellen oder wesentlichen Teilen von ihnen. 

SECHSTES KAPITEL 

Zusammenarbeit mit Stufenvertretungen 
und Gesamtpersonalrat 

§ 74 

(1) In Angelegenheiten, in denen die 
Dienststelle nicht zur Entscheidung befugt ist, 
ist anstelle des Personalrates die bei der zu- 
ständigen Dienststelle gebildete Stufenvertre- 
tung zu beteiligen. 

(2) Vor einem Beschluß in Angelegenheiten, 
die einzelne Bedienstete oder Dienststellen 
betreffen, gibt die Stufenvertretung dem Per- 
sonalrate Gelegenheit zur Äußerung. In die- 
sem Falle verdoppeln sich die Fristen der 
§§ 61 und 62. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entspre- 
chend für die Verteilung der Zuständigkeit 
zwischen Personalrat und Gesamtpersonalrat. 

(4) Für die Befugnisse und Pflichten der 
Stufenvertretungen und des Gesamtpersonal- 
rates gelten die Vorschriften des fünften Ka- 
pitels entsprechend. Für die Rechte und 
Pflichten ihrer Mitglieder gelten die §§ 59 
und 60. 
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SIEBENTES KAPITEL 
Strafvorschriften 

§ 75 

(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig die 
Schweigepflicht nach § 60 verletzt, wird mit 
Geldstrafe oder mit Gefängnis bis zu sechs 
Monaten oder mit Haft bestraft. 

(2) Wer die Tat in der Absicht begeht, sich 
oder einem anderen einen Vermögensvorteil 
zu verschaffen oder der Dienststelle Schaden 
zuzufügen, wird mit Gefängnis bis zu einem 
Jahre bestraft; daneben kann auf Geldstrafe 
erkannt werden. Ferner kann das durch die 
strafbare Handlung erlangte Entgelt oder ein 
ihm entsprechender Geldbetrag eingezogen 
werden. 

(3) Die Strafverfolgung tritt nur auf An- 
trag des Leiters der Dienststelle oder des 
Verletzten ein. Der Antrag kann nur inner- 
halb e : ner Frist von vier Wochen, gerechnet 
von dem Zeitpunkt an, an dem die Dienst- 
stelle oder der Bedienstete von der Tat 
Kenntnis erhalten hat, gestellt werden. Die 
Zurücknahme des Antrages ist zulässig. 


ACHTES KAPITEL 
Gerichtliche Entscheidungen 

§ 76 

(1) Die Arbeitsgerichte entscheiden außer 
in den Fällen der §§ 22 und 26 über 

a) Wahlberechtigung und Wählbarkeit, 

b) Wahl und Amtszeit der Personalvertre- 
tungen und der in § 23 genannten Ver- 
treter sowie Zusammensetzung der Per- 
sonalvertretungen, 

c) Zuständigkeit und Geschäftsführung der 
Personalvertretungen, 

d) Bestehen oder Nichtbestehen von Dienst- 
vereinbarungen. 

(2) Die Vorschriften des Arbeitsgerichts- 
gesetzes über das Beschlußverfahren gelten 
entsprechend. 

§ 77 

(1) Für die nach diesem Gesetz zu treffen- 
den Entscheidungen sind bei den Arbeits- 
gerichten und Landesarbeitsgerichten Fach- 
kammern zu bilden; § 17 Abs. 3 des Arbeits- 
gerichtsgesetzes findet Anwendung. 


(2) Die Fachkammer besteht aus einem 
Vorsitzenden und ehrenamtlichen Beisitzern. 
Die Beisitzer müssen Bundesbedienstete sein. 
Sie werden je zur Hälfte durch die oberste 
Arbeitsbehörde des Landes im Einvernehmen 
mit der für die innere Verwaltung zuständi- 
gen obersten Landesbehörde auf Vorschlag 

a) der unter den Bediensteten vertretenen 
Gewerkschaften und 

b) der in § 1 bezeichneten Verwaltungen und 
Gerichte 

berufen; § 117 des Arbeitsgerichtsgesetzes 
findet Anwendung. Für die Berufung und 
Stellung der Beisitzer und ihre Heranziehung 
zu den Sitzungen gelten die Vorschriften des 
Arbeitsgerichtsgesetzes über Arbeitsrichter 
und Landesarbeitsrichter entsprechend. 

(3) Die Fachkammer wird tätig in der Be- 
setzung mit einem Vorsitzenden und je zwei 
nach Absatz 2 Buchstaben a und b berufenen 
Beisitzern. Unter den in Absatz 2 Buchstabe a 
bezeichneten Beisitzern muß sich je ein Be- 
amter und ein Angestellter oder Arbeiter be- 
finden. 

NEUNTES KAPITEL 
Ergänzende Vorschriften 

§ 78 

(1) Durch Tarifvertrag kann das Personal- 
vertretungsrecht nicht abweichend von die- 
sem Gesetz geregelt werden. 

(2) Dienstvereinbarungen, die den §§ 1 
bis 54 widersprechen, treten mit Inkrafttreten 
dieses Gesetzes insoweit außer Kraft. Dienst- 
vereinbarungen, die diesem Gesetz widerspre- 
chende Regelungen der Zuständigkeit und Be- 
fugnisse der Personalvertretungen enthalten, 
treten insoweit mit Ablauf von drei Mona- 
ten nach Inkrafttreten dieses Gesetzes außer 
Kraft. 

§ 79 

Ordnungsgemäß gewählte Personalvertre- 
tungen (Betriebsräte), die bei Inkrafttreten 
dieses Gesetzes bestehen, bleiben im Amte. 
Sie haben die den Personalvertretungen nach 
diesem Gesetz zukommenden Befugnisse und 
Pflichten. Ihre Wahlperiode verlängert sich 
bis zur Neuwahl der nach diesem Gesetz an 
ihre Stelle tretenden Personalvertretungen; 
sie endet spätestens zwei Monate nach Inkraft- 
treten der nach § 80 zu erlassenden Vor- 
schriften. 
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§ 80 

Zur Regelung der in den §§ 9 bis 21, 23, 
31, 33 und 54 bezeichneten Wahlen erläßt die 
Bundesregierung durch Rechtsverordnung 
Vorschriften über 

a) die Vorbereitung der Wahl, insbesondere 
die Aufstellung der Wählerlisten und die 
Errechnung der Vertreterzahl, 

b) die Frist für die Einsichtnahme in die 
Wählerlisten und die Erhebung von Ein- 
sprüchen, 

c) die Vorschlagslisten und die Frist für ihre 
Einreichung, 

d) das Wahlausschreiben und die Fristen für 
seine Bekanntmachung, 

e) die Stimmabgabe, 

f) die Feststellung des Wahlergebnisses und 
die Fristen für seine Bekanntmachung, 

g) die Aufbewahrung der Wahlakten. 

§ 81 

(1) Dieses Gesetz findet keine Anwendung 
auf Verbände, die nicht nur vorübergehend 
in Gemeinschaftsunterkünften zusammenge- 
faßt sind, und auf ihre Schulen. 

(2) Die Personalvertretung für diesen Be- 
reich bleibt besonderer gesetzlicher Regelung 
Vorbehalten. 


ZWEITER TEIL 

Personalvertretungen 
in den Ländern 

ERSTES KAPITEL 

Rahmenvorschriften 
für die Landesgesetzgebung 

§ 82 

(1) Für die Gesetzgebung der Länder sind 
die §§ 83 bis 94 Rahmenvorschriften. 

(2) Soweit und solange ein Land nach Ab- 
lauf des 30. Juni 1956 keine diesen Rahmen- 
vorschriften entsprechende Regelung getrof- 
fen hat, gelten die §§ 83 bis 94 für das Recht 
der Personalvertretung in den in § 83 be- 
zeichneten Verwaltungen und Betrieben und 
in den Gerichten dieses Landes unmittelbar. 


§ 83 

In den Verwaltungen und Betrieben der 
Länder, Gemeinden, Gemeindeverbände und 
der sonstigen der Landesaufsicht unterstehen- 
den Körperschaften, Anstalten und Stiftun- 
gen des öffentlichen Rechts sowie in den Ge- 
richten der Länder werden Personalvertre- 
tungen gebildet. Die Bildung von Stufenver- 
tretungen und Gesamtpersonalräten ist vor- 
zusehen. 

§ 84 

(1) Die Personalvertretungen werden in ge- 
heimer und unmittelbarer Wahl und bei Vor- 
liegen mehrerer Wahlvorschläge nach den 
Grundsätzen der Verhältniswahl gewählt. 

(2) Sind in einer Dienststelle Angehörige 
verschiedener Gruppen (Beamte, Angestellte, 
Arbeiter) wahlberechtigt, so wählen die An- 
gehörigen jeder Gruppe ihre Vertreter in ge- 
trennten Wahlgängen, sofern nicht die Mehr- 
heit der Wahlberechtigten jeder Gruppe in 
getrennter geheimer Abstimmung die gemein- 
same Wahl beschließt. 

(3) Über Angelegenheiten, die nur die An- 
gehörigen einer Gruppe betreffen, kann die 
Personalvertretung nicht gegen den Willen 
dieser Gruppe beschließen. 

§ 85 

(1) Wahl und Tätigkeit der Personalver- 
tretungen dürfen nicht behindert oder in 
einer gegen die guten Sitten verstoßenden 
Weise beeinflußt werden. Insbesondere dür- 
fen die Mitglieder der Personalvertretungen 
wegen ihrer Tätigkeit in der Personalvertre- 
tung nicht dienstlich benachteiligt oder be- 
vorzugt werden. 

(2) Mitglieder der Personalvertretungen 
dürfen gegen ihren Willen nur versetzt oder 
abgeordnet werden, wenn dies aus wichtigen 
dienstlichen Gründen auch unter Berücksich- 
tigung der Mitgliedschaft in der Personalver- 
tretung unvermeidbar ist und die Personal- 
vertretung zustimmt. 

§ 86 

(1) Die Mitglieder der Personalvertretun- 
gen führen ihr Amt unentgeltlich als Ehren- 
amt. 

(2) Durch die Wahl und die Tätigkeit der 
Personalvertretungen dürfen den Bedienste- 
ten wirtschaftliche Nachteile nicht entstehen. 
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(3) Die durch die Wahl und die Tätigkeit 
der Personalvertretungen entstehenden Kosten 
trägt die Verwaltung. 

§ 87 

(1) Die Sitzungen der Personalvertretungen 
sind nicht öffentlich. 

(2) Die Mitglieder der Personalvertretungen 
haben auch nach dem Ausscheiden aus der 
Personalvertretung über dienstliche Angele- 
genheiten, die ihnen auf Grund ihrer Zuge- 
hörigkeit zur Personalvertretung bekanntge- 
worden sind, Stillschweigen zu bewahren. Die 
gleiche Verpflichtung trifft auch andere Per- 
sonen, die an den Sitzungen der Personalver- 
tretungen teilzunehmen berechtigt sind. 

(3) Den Personal Vertretungen sind auf Ver- 
langen die zur Durchführung ihrer Aufgaben 
erforderlichen Unterlagen zur Verfügung zu 
stellen. Personalakten dürfen Mitgliedern der 
Personalvertretungen nur mit Zustimmung 
des Bediensteten vorgelegt werden. 

§ 88 

(1) Die Personal Vertretungen sind in ange- 
messenen Zeitabständen neu zu wählen. 

(2) Die Personalvertretungen können we- 
gen grober Vernachlässigung ihrer gesetzlichen 
Befugnisse oder wiegen grober Verletzung 
ihrer gesetzlichen Pflichten durch gerichtliche 
Entscheidung aufgelöst werden. Das gleiche 
gilt für den Ausschluß einzelner Mitglieder. 

(3) Die Personalvertretungen haben die Be- 
diensteten der Dienststelle in angemessener 
Weise über ihre Tätigkeit zu unterrichten. 

§ 89 

Die Personalvertretungen haben darauf 
hinzuwirken, daß die zugunsten der Bedien- 
steten geltenden Vorschriften und Bestim- 
mungen durchgeführt werden. 

§ 90 

(1) Die Personalvertretungen sind minde- 
stens zu beteiligen bei 

a) Gewährung von Unterstützungen und 
entsprechenden sozialen Zuwendungen, 

b) Zuweisung von Wohnungen, über die die 
Dienststelle verfügt, 

c) Maßnahmen des Arbeitsschutzes, 

d) Regelung der Ordnung in der Dienststelle 
und des Verhaltens der Bediensteten, 


e) Fragen der Fortbildung der Bediensteten 
und der Berufsausbildung bei Angestellten 
und Arbeitern, 

f) Regelung des Beginns und des Endes der 
täglichen Arbeitszeit und der Pausen, 

g) Aufstellung des Urlaubsplanes, 

h) Errichtung und Verwaltung von Wohl- 
fahrtseinrichtungen, 

i) Aufstellung von Entlohnungsgrundsätzen 
und Festsetzung der Akkordlohnsätze, 

k) Einstellungen, Anstellungen, Beförderun- 
gen, Höhergruppierungen und Rückgrup- 
pierungen, 

l) Versetzungen und Abordnungen, 

m) Entlassungen und Kündigungen, 

n) Versagung der Genehmigung zur Über- 
nahme einer Nebentätigkeit, 

o) Anordnungen, welche die Freiheit in der 
Wahl der Wohnung beschränken, 

p) Auflösung, Einschränkung, Verlegung oder 
Zusammenlegung von Dienststellen. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Bedienstete in 
leitender Stellung. 

§ 91 

Die Personalvertretungen haben gemein- 
sam mit dem Leiter der Dienststelle für eine 
sachliche und gerechte Behandlung der Ange- 
legenheiten der Bediensteten zu sorgen. Ins- 
besondere darf kein Bediensteter wegen seiner 
Abstammung, Religion, Nationalität, Her- 
kunft, politischen oder gewerkschaftlichen 
Beteiligung oder Einstellung, wegen seines 
Geschlechtes oder wegen persönlicher Bezie- 
hungen bevorzugt oder benachteiligt werden. 

§ 92 

Durch Tarifvertrag oder Dienstverein- 
barung darf eine von den gesetzlichen Vor- 
schriften abweichende Regelung des Personal- 
vertretungsrechtes nicht zugelassen werden. 

§ 93 

Die Aufgaben der Gewerkschaften und der 
Vereinigungen der Arbeitgeber werden durch 
das Personalvertretungsrecht nicht berührt. 

§ 94 

Für Verbände, die nicht nur vorübergehend 
in Gemeinschaftsunterkünften zusammenge- 
faßt sind, und für ihre Schulen ist das Perso- 
nalvertretungsrecht unter Berücksichtigung 
ihrer besonderen dienstlichen Aufgaben zu 
regeln. 
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ZWEITES KAPITEL 

Andere Vorschriften 

§ 95 

Für die Mitglieder der Personal Vertretun- 
gen, die im Arbeitsverhältnis stehen, gelten 
die §§ 13 und 14 des Kündigungsschutz- 
gesetzes vom 10. August 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 499) entsprechend. 

DRITTER TEIL 
Schlußvorschriften 

§ 96 

Dieses Gesetz findet keine Anwendung für 
Religionsgemeinschaften und ihre karitativen 
und erzieherischen Einrichtungen ohne Rück- 
sicht auf ihre Rechtsform; ihnen bleibt die 
selbständige Ordnung eines Personalvertre- 
tungsrechtes überlassen. 

§ 97 

(1) In deutschen Dienststellen im Ausland 
wählen die Bediensteten deutscher Staatsange- 
hörigkeit einen Obmann. Der zuständige 
Bundesminister regelt im Einvernehmen mit 
den Bundesministern des Innern und für Ar- 
beit durch Rechtsverordnung unter Berück- 
sichtigung der Grundsätze dieses Gesetzes die 
Wahl, Amtszeit und Geschäftsführung des 
Obmannes. 

(2) Der Obmann nimmt Anregungen, An- 
träge und Beschwerden in innerdienstlichen, 
sozialen und persönlichen Angelegenheiten 
von den Bediensteten entgegen und vertritt 
sie bei dem Leiter der Dienststelle, wenn sie 
ihm berechtigt erscheinen. 

(3) Soweit eine Entscheidung von einer 
Dienststelle im Inlande zu treffen ist, nimmt 


die bei dieser Dienststelle bestehende Personal- 
vertretung die ihr nach diesem Gesetz zu- 
stehenden Befugnisse auch für die deutschen 
Bediensteten tim Auslande wahr. Diese Perso- 
nalvertretung und der Obmann haben mit- 
einander Verbindung zu halten. 

§ 98 

Vorschriften in anderen Gesetzen, die den 
Betriebsräten Befugnisse oder Pflichten über- 
tragen, gelten entsprechend für die nach die- 
sem Gesetze zu errichtenden Personalvertre- 
tungen. Dies gilt nicht für Vorschriften, 
welche die Betriebsverfassung oder die Mit- 
bestimmung regeln. 

§ 99 

§ 4 Abs. 2 des Gesetzes des Vereinigten 
Wirtschaftsgebietes über den Aufbau der 
Verwaltung für Verkehr vom 12. September 
1948 (WiGBl. S. 95) und § 25 des Bundes- 
bahngesetzes vom 13. Dezember 1951 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 955) treten außer Kraft. 

§ 100 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des 
§13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Lande Berlin. Rechtsverordnungen, 
die auf Grund der in diesem Gesetz enthalte- 
nen Ermächtigung erlassen werden, gelten 
im Lande Berlin nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes. 

(2) In § 10 Abs. 1 Buchstabe d tritt an die 
Stelle des Wahlrechtes für den Deutschen 
Bundestag das Wahlrecht für das Abgeord- 
netenhaus des Landes Berlin. 

§ 101 

Dieses Gesetz tritt am 

in Kraft. 
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